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Problemstellung und Empfehlungen 
Externe Demokratieförderung in Bolivien. 
Die Politik Deutschlands und der 
Europäischen Union 
Mit der Konstituierung der auf ein Jahr angelegten 
Verfassungsgebenden Versammlung am 6. August 
2006 in Sucre ist in Bolivien – nach der tief greifenden 
Staatsmodernisierung der 1990er Jahre – eine zweite 
Phase ordnungspolitischer Debatten und Reformen 
angebrochen. Mit ihr werden im zweitärmsten Staat 
des Kontinents höchste Erwartungen verbunden: Ein 
Großteil der bolivianischen Bevölkerung wünscht sich 
nun eine Verwirklichung der umfassenden revolutio-
nären Agenda, mit der Evo Morales Aima als Kandidat 
der »Bewegung zum Sozialismus« (Movimiento al Socia-
lismo, MAS) und als Indigenen- und Kokabauernführer 
mit einem in der Geschichte Boliviens beispiellosen 
Stimmenanteil von 54 Prozent die Präsidentschafts-
wahlen gewann. Darüber hinaus hoffen viele auf den 
Abschluss eines Sozialpakts, der zur politischen 
Stabilität beiträgt. Denn die Bolivianerinnen und 
Bolivianer haben in den letzten fünf Jahren wieder-
holt Regierungskrisen erlebt. Zwei Mal, in den Jahren 
2003 und 2005, wurden Präsidenten sogar durch 
Massenproteste zum Rücktritt gezwungen. 
Der bewegten politischen Entwicklung und schwa-
chen Leistungsbilanz der jungen Demokratie auf der 
einen steht eine starke Präsenz staatlicher und nicht-
staatlicher internationaler Akteure auf der anderen 
Seite gegenüber. Der Widerspruch zwischen der an-
haltenden politischen Instabilität und dem intensiven 
internationalen Engagement in Sachen Demokratie-
förderung wirft die Frage nach der Angemessenheit 
der Ansätze auf, mit denen die externen Akteure den 
Demokratiedefiziten des Andenlands begegnen. Boli-
vien eignet sich als Modellfall dafür, was die inter-
nationale Zusammenarbeit in ähnlich beschaffenen 
Kontexten – insbesondere im Andenraum – gegen-
wärtig zu leisten vermag: Denn die bolivianischen 
Demokratieprobleme haben im lateinamerikanischen 
Vergleich zwar eine besondere Ausprägung, sie sind 
jedoch paradigmatisch für eine Tendenz, die sich in 
der Region verbreitet und gewiss eine Herausforde-
rung für die Entwicklungszusammenarbeit und 
externe Demokratieförderung der nächsten Jahre in 
Lateinamerika darstellen wird. 
Mit einem jährlichen Gesamt-Gebervolumen von 
rund 850 Millionen US-Dollar ist Bolivien der größte 
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Problemstellung und Empfehlungen 
Zuwendungsempfänger Lateinamerikas. Deutschland 
und die Europäische Union (EU) sind für den Anden-
staat dabei von besonderer Bedeutung: Deutschland 
ist der drittgrößte Geber für Bolivien, das zudem eines 
der fünf Schwerpunktpartnerländer der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) in Lateinamerika 
ist. Überdies befindet sich Bolivien nach Nicaragua 
auf dem zweiten Rang der Adressaten europäischer 
Außenhilfe in der Region. 
Die Förderung der Demokratie in Bolivien ist ein 
Politikziel der deutschen staatlichen EZ und des entwick-
lungspolitischen Engagements der Europäischen Kom-
mission. Auf diese beiden externen (Regierungs-)Akteu-
re richtet sich das Augenmerk dieser Studie. Beide 
wenden bei ihren Aktivitäten finanzielle und tech-
nische Positivmaßnahmen an, verzichten indes auf 
(negative) Konditionalität. Die Strategien Deutsch-
lands und der EU unterscheiden sich jedoch deutlich 
in der Schwerpunktsetzung. Mit der Förderung von 
good governance bzw. »guter Regierungsführung« sucht
Deutschland die Institutionen in ihrer Leistungskapa-
zität zu stärken. Der Fokus wird auf die Rahmenbedin-
gungen gelegt, die für eine aktive Armutsbekämpfung 
erforderlich sind. Die Europäische Kommission hin-
gegen fördert die Zivilgesellschaft, indem sie NROs 
finanziell unterstützt, die sich für die Menschenrechte 
einsetzen. Im Zentrum der EU-Strategie steht also 
nicht die Stärkung von Institutionen (top-down-Ansatz), 
sondern die Stärkung der Einforderungskapazität 
zivilgesellschaftlicher Organisationen (bottom-up-An-
satz) gegenüber den staatlichen Institutionen. 
In Anbetracht der Konsolidierungsdefizite der 
bolivianischen Demokratie kann die Angemessenheit 
des europäischen Ansatzes stark bezweifelt werden, 
während im deutschen Fall eine Anpassung der Stra-
tegie nötig erscheint. Bolivien verfügt über eine stark 
partizipative und mobilisierte, jedoch extrem leis-
tungsschwache und instabile Demokratie, der es auf-
grund tiefer sozial-ethnischer und regional-ökono-
mischer Konfliktlinien an einem ordnungspolitischen 
Grundkonsens mangelt. In diesem Kontext sollten es 
externe Akteure vermeiden, mit ihrer Demokratie-
förderungspolitik den sozialen Konflikt, die politische 
Polarisierung und Instabilität und die institutionelle 




den Prozess der Konsensfindung, und zwar über die 
nun bevorstehende Phase der Verfassungsgebung 
hinaus, technisch und substantiell zu begleiten und
durch die Bereitstellung eines inhaltlichen An-
gebots zu unterstützen: Für die EU hieße dies, dass 
sie eine spezifisch bolivianische Demokratieförde-
rungsstrategie erst einmal entwickeln muss. 
Deutschland sollte – neben der technischen Stär-
kung der Verwaltungseffektivität auf lokaler Ebene 
– die Zusammenarbeit mit zentralen Akteuren der 
nationalen Politik zu ordnungspolitischen Fragen 
intensivieren.
auf die Stärkung von Staatlichkeit hinzuwirken: 
Neben der Dezentralisierung auf lokaler Ebene 
sollten zum einen die Entwicklung einer funktions-
fähigen vertikalen Verknüpfung zwischen den drei 
Staatsebenen und zum anderen der Zentralstaat in 
seiner Funktion als Integrations- und Umvertei-
lungsinstanz einer heterogenen Gesellschaft geför-
dert werden. Dies bedeutete für die EU, den Schwer-
punkt ihres globalen, kontextunabhängigen Kon-
zepts von der Förderung der NROs auf die der In-
stitutionen zu verlagern. Deutschland sollte seine 
Unterstützungsleistungen stärker auf die mit Fach-
kompetenz zurzeit sehr schwach ausgestattete 
Zentralregierung ausrichten und gegebenenfalls 
auf die Förderung von weiteren institutionellen 
Reformen zugunsten einer Stabilisierung der be-
stehenden Institutionen verzichten. 
die intermediäre Ebene der Interessenvermittlung 
zu stärken, das heißt die politischen Parteien in 
ihrer Schlüsselrolle als »Mittler« und »Puffer« in 
einem Kontext schwacher Staatskapazität und 
weitreichender sozialer Forderungen zu unterstüt-
zen. NROs bzw. zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen sind kein Ersatz für politische Parteien mit 
parlamentarischer Vertretung. Hier sind vor allem 
die deutschen Stiftungen aufgerufen, die Zusam-
menarbeit mit dem Movimiento al Socialismo nicht 
weiter zu umgehen, sondern einen engeren Kontakt 
mit diesem aktuellen change agent zu suchen. 
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Bolivien als Speerspitze der politischen Trends in Lateinamerika 
Politische Entwicklung und Demokratieprobleme in Bolivien* 
Bolivien als Speerspitze der 
politischen Trends in Lateinamerika 
Bolivien ist ein Land der Extreme – nicht nur in geo-
graphischer Hinsicht: Nach dem Übergang zur Demo-
kratie im Jahre 1985 setzte der Andenstaat eifrig die 
damaligen internationalen politischen und wirtschaft-
lichen Leitlinien um. Das Land wurde zum Muster-
beispiel für einen erfolgreichen politischen Lern-
prozess, der in eine parteiendominierte Konsens-
politik mündete: Strukturanpassungspolitik, Staats-
modernisierung und »paktierte Demokratie« lauten 
hier die Stichworte. Auch international wurden die 
Reformbemühungen Boliviens anerkannt, etwa im 
Jahre 2001 mit dem Carl Bertelsmann-Preis für vor-
bildliche Ansätze zur politischen und gesellschaft-
lichen Entwicklung. Seit fünf Jahren gilt Bolivien 
jedoch als paradigmatischer Fall für die negativen
Trends in Lateinamerika. Es kämpft – erneut in beson-
derem Ausmaß – mit den in der Region verbreiteten 
Problemen, mit Legitimitätskrisen, Massenprotesten, 
großer Armut und wachsender sozialer Ungleichheit. 
Strukturanpassungspolitik und 
Staatsmodernisierung
Bolivien war das erste Land Lateinamerikas, in dem 
unter demokratischen Bedingungen ein Struktur-
anpassungsprogramm durchgeführt wurde.1 Dieses 
zeichnete sich im regionalen Vergleich durch sein 
sehr hohes Tempo und eine unübertroffene Reich-
weite und Tiefenwirkung der damit verknüpften 
orthodoxen Stabilisierungsmaßnahmen (Schock-
politik) und strukturellen Reformen aus, die nach den 
Leitlinien des »Washington Consensus« konzipiert 
worden waren.
* Ich danke meinen Praktikanten Katrin Erlingsen für ihre 
engagierte Unterstützung bei der Recherche zu dieser Studie 
und Georg Strüver für die Erstellung der Tabellen im Anhang. 
1  Die »Neue Wirtschaftspolitik« (Nueva Política Económica)
wurde von der Regierung Paz Estenssoro (1985–89) im August 
1985 mit dem Decreto Supremo 21060 eingeführt. Sie beinhal-
tete folgende Kernelemente: 1. Marktliberalisierung und 
Preisderegulierung, 2. Marktöffnung für Außenhandel und 
ausländische Investitionen und 3. Liberalisierung des Arbeits-
markts. Eine weitreichende Privatisierungspolitik (capitaliza-
ción) wurde erst unter der dritten demokratischen Regierung 
von Sánchez de Lozada (2002/03) verfolgt. Davon betroffen 
waren u.a. der Bergbau, die Erdöl- und Gasproduktion, der 
Transport-, Telekommunikations- und Elektrizitätssektor 
sowie die Rentenversicherung. 
2 Begleitet und untermauert wurde die 
sogenannte Neue Wirtschaftspolitik von politisch-
institutionellen Reformen,3 die die Regierung vor 
allem in den 1990er Jahren konzentriert verfolgte. Im 
Zuge der Staatsmodernisierung wurde der boliviani-
sche Staat zwar »schlanker«, zugleich verlängerte sich 
jedoch sein Arm: Durch die Munizipalisierung, das 
heißt die administrative und politische Aufwertung 
der Städte und Gemeinden unter der Ebene der 
Departements, breitete sich der Einfluss des Staates 
auf Gebiete aus, die früher von der Zentralregierung 
praktisch abgekoppelt waren. Bolivien avancierte 
somit sehr rasch zum Vorzeigeland für eine erfolg-
reiche Strukturanpassungspolitik und demokratisch-
institutionelle Modernisierung. 
Die Konsenspolitik der »paktierten Demokratie« 
Der bolivianische Reformkurs der 1990er Jahre wurde 
von den drei damals wichtigsten Parteien des Landes 
getragen, dem Movimiento Nacional Revolucionario (MNR), 
dem Movimiento de Izquierda Revolucionario (MIR) und der 
Acción Democrática Nacionalista (ADN). Dank untereinan-
der geschlossener Wahlallianzen,4 ihrer Zusammen-
2  Vgl. Eduardo Antelo, Políticas de estabilización y de reformas 
estructurales en Bolivia a partir de 1985, Santiago de Chile 2000 
(Serie Reformas Económicas Nr. 62). 
3  Vgl. René Mayorga, Advances and Setbacks: Bolivia’s Democracy 
at the Crossroads?, Paper presented at the Conference on Ad-
vances and Setbacks in the Third Wave of Democratization 
in Latin America. The Helen Kellogg Institute. University of 
Notre Dame, 23./24.4.2001, S. 9. 
4  Für Präsidentschaftwahlen gilt in Bolivien die absolute 
Mehrheitswahl. Kann sich im ersten Wahlgang kein Kandidat 
mit mehr als 50% der Stimmen durchsetzen, entscheidet das 
Parlament unter den (seit 1994 zwei) Kandidaten mit den 
meisten Stimmen. Zwischen 1985 und 2005 vermochte kein 
Kandidat die Wahl im ersten Durchgang für sich zu entschei-
den, und es gelang keiner Partei, eine absolute Mehrheit im 
Parlament zu erzielen. Mit Blick auf die daraus resultierende 
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Politische Entwicklung und Demokratieprobleme in Bolivien* 
arbeit im Parlament und ihrer kontinuierlichen Be-
teiligung an den Regierungskoalitionen stellte in der 
Zeit der zahlreichen Machtwechsel bis 2005 immer 
eine dieser drei Parteien den Präsidenten. Diese so-
genannte paktierte Demokratie (democracia pactada) 
war der Eckpfeiler der politischen Stabilität Boliviens 
zwischen 1985 und 2000. Die Erfahrung mit der 
Hyperinflation in den 1980er Jahren und die Wahr-
nehmung, dass es zu einem neoliberalen Kurs keine 
Alternative gebe, förderten die ideologische Kon-
vergenz zwischen den Parteien, die die Durchführung 
der Strukturanpassungspolitik erst möglich machte. 
Diese schwächte zudem die organisierte Arbeiter- und 
Bauernschaft. An die Stelle der vormaligen korpora-
tistischen Konfrontation zwischen Militärs und Ge-
werkschaften trat die Kooperation zwischen politi-
schen Parteien. Nach Jahrzehnten der Militärdiktatur 
und der politischen Instabilität schien sich in Bolivien 
eine politische Kultur des Dialogs als vorherrschende 
Form der Konfliktaustragung durchgesetzt zu haben. 
Legitimitätskrisen und »Straßenputsche« 
Spätestens ab 1999 gab es jedoch Anzeichen dafür, 
dass dieser Konsens sich vorwiegend auf die Eliten-
ebene beschränkte bzw. dass dessen Unterstützung in 
der Bevölkerung immer fragiler wurde. Mit der An-
näherung zwischen den Parteien und deren »prag-
matischer Politik« der Pakte5 ging ein Prozess der 
programmatischen Aushöhlung und der Abkoppelung 
von ihrer gesellschaftlichen Basis bzw. Wählerschaft 
einher, der schließlich zu einem Perzeptionswandel 
führte: Die »paktierte Demokratie« wurde zunehmend 
als closed shop system6 einer Politikerkaste bzw. eines 
»Parteienkartells« wahrgenommen. Das Verhalten der 
politischen Akteure, das eine gewisse Stabilität schuf, 
entfernte sie zugleich von der Gesellschaft und von 
den Geboten der Gemeinwohlorientierung und trans-
parenten Regierungsführung. So bildeten unverant-
wortliche Staatsführung und abnehmende Repräsen-
tativität die Kehrseite der geschätzten Regierbarkeit. 
Praxis der Koalitionssuche im Parlament zum Zwecke der 
Regierungsbildung sprechen einige Autoren im Falle Bolivien 
von einem »parlamentarisierten Präsidentialismus«, vgl. hier-
zu u.a. Juan Linz, Democracy: Presidential or Parliamentary. Does it 
Make a Difference?, University of Yale, Oktober 1991, und René 
Mayorga, Consolidación institucional: Asignaturas pendientes y el de-
safío de la ampliación de la democracia representativa, La Paz 1997. 
5  Die verschiedenen parteipolitischen Pakte der postauto-
ritären Zeit haben sogar historische Erzfeinde aus ideologisch 
weit entfernten Lagern vereint, wie etwa die MIR und die 
ADN. Folgende politische Allianzen wurden geschlossen: 
»Pakt für die Demokratie« (1985) zwischen MNR und ADN; 
»Patriotisches Abkommen« (1989) zwischen MIR und ADN; 
»Pakt für Regierungsfähigkeit« (1993) zwischen MNR und 
MIR.
6  Stefan Jost, Bolivien nach dem politischen Erdrutsch, Hamburg 
2006 (GIGA Focus Lateinamerika, Nr. 2/2006). 
Dieser Prozess schlug sich auch in den Wahlergeb-
nissen und der steigenden Massenmobilisierung 
nieder. Zum einen sank die Stimmenkonzentration 
der traditionellen Parteien Wahl für Wahl. 2002 er-
oberten neue politische Kräfte, die aus sozialen, ethni-
schen und/oder populistischen Bewegungen hervor-
gegangen waren, erstmals einen nennenswerten Sitz-
anteil im Abgeordnetenhaus.7 Außerhalb des Parla-
ments ging dieser Prozess mit einer Zunahme direkter 
Aktionen (Demonstrationen, Streiks, Straßenblocka-
den etc.) einher, die größtenteils von indigenen Akteu-
ren getragen wurden.8 Zwei Mal, im Oktober 2003 
und im Juni 2005, gipfelten diese Massenproteste in 
zivilen bzw. »Straßenputschen«, die die demokratisch 
legitimierten Präsidenten Gonzalo Sánchez de Lozada 
und Carlos Mesa zum Rücktritt zwangen.9
Armut und soziale Ungleichheit 
Bolivien ist in Lateinamerika nach wie vor ein beson-
ders anschauliches Beispiel für das verheerende Zu-
sammenfallen von Armut und sozialer Ungleichheit. 
Trotz des moderaten, jedoch stetigen Wirtschafts-
7  Die MAS (Movimiento al Socialismo – »Bewegung zum Sozia-
lismus«) bildete die zweitstärkste Fraktion, ihr Kandidat Evo 
Morales konnte sich bei den Präsidentschaftswahlen knapp 
hinter Sánchez de Lozada ebenfalls als Zweiter plazieren. 
8  Siehe Jonas Wolff, Demokratisierung als Risiko für die Demokra-
tie? Die Krise der Politik in Bolivien und Ecuador und die Rolle der 
indigenen Bewegungen, Frankfurt a. M.: Hessische Stiftung 
Friedens- und Konfliktforschung, 2004 (HSFK-Report 6/2004). 
9  Gonzalo Sánchez de Lozada (MNR), seit 2002 Präsident, trat 
im Oktober 2003 im Zuge stürmischer Massenproteste zugun-
sten des Vizepräsidenten Carlos Mesa zurück. Als Präsident 
teilte Mesa später, im Juni 2005, jedoch das gleiche Schicksal 
und musste die Regierungsgeschäfte aufgeben, die dann vom 
Präsidenten des Obersten Gerichtshofs Eduardo Rodríguez 
Valtzé übernommen wurden. Bei den vorgezogenen Wahlen 
im Dezember 2005 schließlich gewann Evo Morales mit 54% 
der Stimmen. In fünf von neun Departements konnte die 
MAS die absolute Mehrheit erreichen, in La Paz sogar eine 
Zweidrittelmehrheit. Auf regionaler Ebene gewann die MAS 
bei der ersten direkten Wahl der Präfekten in der Geschichte 
Boliviens allerdings nur in drei der insgesamt neun Departe-
ments. 
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Probleme der Demokratie in Bolivien 
wachstums, der erfolgreichen Inflationsbekämpfung 
und der fiskalischen Disziplin der letzten zwei Jahr-
zehnte blieb die sozioökonomische Grundstruktur des 
Andenstaats unverändert: Bolivien ist mit einem 
Bruttosozialprodukt pro Kopf von rund 1000 US-Dollar 
(2004) das ärmste Land Südamerikas. Nach wie vor 
leben hier 62,4 Prozent (2002) der Bevölkerung unter 
der nationalen Armutsgrenze und über 37 Prozent 
(2002) in extremer Armut.10 Die soziale Ungleichheit 
ist zudem in Bolivien sehr stark ausgeprägt. Sie nimmt 
kontinuierlich zu und erreicht derzeit hinter Brasilien 
den zweithöchsten Wert in Lateinamerika.11 Die ver-
breitete Armut hat überdies eine markante ethnische 
Komponente. Bolivien ist eine multikulturelle und 
pluriethnische Gesellschaft.12 Die überwiegende Mehr-
heit der Bevölkerung bezeichnet sich als indigen 
(ca. 70%),13 lebt in ländlichen Gebieten (wo die Armut 
90% beträgt) oder in den Armenvierteln der urbanen 
Zentren und ist unter den sozial und materiell Unter-
privilegierten stark überrepräsentiert. Hinzu kommt 
die regionale Heterogenität: Während im indigen 
geprägten Anden-Hochland (Altiplano) die große 
Mehrheit der Bevölkerung hauptsächlich von der 
Subsistenzwirtschaft lebt, konzentriert sich die 
exportorientierte Agrarindustrie im östlichen und 
südlichen Tiefland, wo die meisten »Weißen« leben 
und auch die Erdgasfelder liegen. 
Probleme der Demokratie in Bolivien 
Die größten Fortschritte im Zuge der politischen und 
soziökonomischen Entwicklung Boliviens der letzten 
20 Jahre sind im Bereich der Demokratisierung zu 
verzeichnen.14 Durch die Dezentralisierung der 
Macht, den Ausbau von Staatlichkeit und die 
Erweiterung der politischen Partizipationsmöglichkei-
ten hat sich die Demokratie Boliviens ausgebreitet 
und vertieft. Dieser Prozess der politischen Inklusion 
ging jedoch mit einer gegenläufigen Tendenz der 
sozioökonomischen Exklusion und des (funktionalen) 
staatlichen Rückzugs einher. Dadurch entstanden 
freie Räume und eine große Unzufriedenheit, die sich 
in einer Vielzahl heterogener Forderungen und in 
Massenprotesten artikulierte. Die politischen 
Institutionen – von jeher finanziell und technisch 
prekär ausgestattet und von Korruption durchdrun-
gen – gerieten unter den Druck der hohen Erwartun-
gen in der Bevölkerung und der Anpassung an die 
ihnen im Kontext der Staatsmodernisierung neu 
gestellten Aufgaben. Die erwartete Verbesserung der 
Problemlösungskapazität blieb allerdings aus. 
10  Siehe Tab. 1 im Anhang. 
11  Siehe Tab. 2 im Anhang. 
12  Diese Selbstbeschreibung der bolivianischen Gesellschaft 
wurde durch die Verfassungsreform vom Jahr 1994 in Arti-
kel 1 der Verfassung verankert. 
13  Dieses hohe Ergebnis hat auch damit zu tun, dass Um-
fragen die denkbare dritte Antwort-Kategorie »Mestizen« 
meist nicht vorsehen. 
14  Über die gewaltigen Fortschritte im Bereich der Demo-
kratisierung herrscht in Bolivien große Einigkeit sowohl 
unter Sozialwissenschaftlern als auch politischen Akteuren. 
Auf der intermediären Ebene versagten die traditio-
nellen politischen Parteien bei ihrer doppelten Auf-
gabe, zwischen Staat und Gesellschaft eine responsive 
und zugleich dämpfende Rolle einzunehmen. Die 
»Mittler« repräsentierten die Bevölkerung nicht mehr 
und waren nicht mehr in der Lage, eine effektive 
Politik zu formulieren und durchzusetzen. Dieser 
Legitimitätsverlust führte nicht zuletzt zu ihrer 
Niederlage im politischen Wettbewerb gegen neue 
soziale und politische Akteure. Mit deren Aufkommen 
und der politischen Inklusion bisher marginalisierter 
Gesellschaftsgruppen verlagerte sich das politische 
Spiel zunehmend in eine Sphäre außerhalb der In-
stitutionen, eine Entwicklung, die überdies durch die 
antisystemischen und destruktiven Partizipations-
formen vieler neuer sozialer Bewegungen beschleu-
nigt wurde. So ging der Prozess politischer Inklusion 
mit der Entinstitutionalisierung der Politik einher. 
Institutioneller Wandel als Konstante 
Die nun geplante Reform der Verfassung und damit 
der Staatsorganisation Boliviens ist die Krönung des 
seit zwei Jahrzehnten andauernden constitutional 
engineering-Prozesses.15 Die zahlreichen Reformen, die 
den Staatsaufbau, das politische System und die poli-
tischen Spielregeln Boliviens in den letzten 20 Jahren 
kontinuierlich verändert haben,16 zeugen von der 
15  Die neue Verfassung wird als ratifiziert gelten, wenn sie 
in einem am 6.8.2007 abzuhaltenden Referendum von der 
absoluten Mehrheit der Wähler angenommen wird. 
16  Ein Beispiel hierfür ist die Tatsache, dass in den drei auf-
einander folgenden Wahlen 1985, 1989, und 1993 die Parla-
mentsmandate nach jeweils verschiedenen Verrechnungs-
methoden vergeben wurden (D’Hondt, Wahlzahl, Saint 
Lagüe).
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institutionellen Volatilität der jungen Demokratie.17
Die Hauptfunktion von Institutionen besteht aber in 
der Stabilisierung von Erwartungen. Sind sie selbst 
instabil, können sie nur schlecht als Regulierungs-
rahmen für das Verhalten der Akteure dienen. Insti-
tutionelle Veränderungen setzen in demokratischen 
Kontexten ein Mindestmaß an Konsens unter den 
Hauptakteuren voraus. Gleichzeitig berühren sie je-
doch immer die Machtbalance und damit die Inter-
essen der politischen Elite und der Gesellschaft, sei es, 
weil sie die Angst vor dem Verlust von Privilegien 
heraufbeschwören, oder Aussichten auf eine Verbesse-
rung der eigenen Situation wecken. So ging von dem 
langen institutionellen Reformprozess in Bolivien 
auch ein Impuls zur Politisierung und Mobilisierung 
der bolivianischen Bevölkerung aus. 
Institutionalisierte und 
nicht institutionalisierte Partizipation 
Im Verlauf der letzten 20 Jahre ist das politische 
System Boliviens von einer repräsentativen zu einer 
stärker partizipativen Demokratie übergegangen. Die 
wichtigsten Etappen auf diesem Weg waren die Ein-
führung des Gesetzes zur Bürgerbeteiligung mit der 
Anerkennung der territorialen Basisorganisationen 
und der Schaffung der Aufsichtskomitees, die Natio-
nalen Dialoge (siehe Fn. 19), die Wahl der Verfassungs-
gebenden Versammlung und die Abhaltung des Auto-
nomiereferendums vom 2. Juli 2006 (die beide auf 
Initiativen indigener Bewegungen bzw. auf die Forde-
rungen des Bürgerkomitees von Santa Cruz zurück-
gehen18) sowie die Massendemonstrationen der 
letzten Jahre. Die verschiedenen Formen der erweiter-
ten institutionalisierten und nicht-
institutionalisierten Partizipation offenbaren 
dreierlei: erstens die Existenz eines neuen Selbstbe-
wusstseins der Bürger; zweitens deren gewachsenes 
Mobilisierungs- und Durchsetzungspotential; und 
drittens hat sich gezeigt, dass häufig gewisse Instituti-
onen, die die Bürgerbeteiligung an der Politikformu-
lierung gewährleisten sollen, Erwartungen entstehen 
lassen, die aufgrund mangelnder technischer 
Kompetenz und faktischer Zwänge im Prozess der 
Entscheidungsfindung und Implementierung nicht 
eingelöst werden können.
17  Besonders einschneidend waren die Veränderungen, die 
mit dem 1994 verabschiedeten Gesetz zur Bürgerbeteiligung 
(Ley de Participación Popular) verbunden waren. Auf der Grund-
lage dieser Reform entstanden 311 Munizipalregierungen mit 
demokratisch gewählten Bürgermeistern und Gemeinde-
räten, die Kompetenzen in den Bereichen Erziehung, Bildung 
und Infrastruktur erhielten und staatliche Finanzmittel zu-
gewiesen bekamen . Zudem erkannte der Staat bereits be-
stehende lokale Bürgervereinigungen (Organización Territorial 
de Base, OTB) rechtlich an und verfügte die Einführung von 
sogenannten Aufsichtskomitees (Comité de Vigilancia, CV) bei 
jeder Gemeinde, die als gesellschaftliche Kontrollinstitutio-
nen über die Gemeinwohlorientierung der Ressourcen-
allokation auf lokaler Ebene wachen sollen. Das Bürger-
beteiligungsgesetz verfolgte somit zwei große Ziele: Zum 
einen sollte es die landesweite Präsenz des Staates und zum 
anderen die Partizipation auf lokaler Ebene fördern. 
18  Die Durchführung des Autonomiereferendums war das 
Ergebnis einer Initiative des Comité Pro Santa Cruz (Komitee für 




Über 36 verschiedene indigene Völker leben heute in 
Bolivien. Manche Gruppen verfügen über eine große 
innere Geschlossenheit und finden sich in Dachorga-
nisationen zusammen; andere stehen sich jedoch in 
scharfer Konfrontation gegenüber. Nach der rechtli-
chen Anerkennung der Urvölker (pueblos originarios)
und der institutionellen Erweiterung der Partizipa-
tionsräume, die zum Abbau ihrer faktischen Exklu-
19 Im Zuge der zweiten Entschuldungsinitiative (HIPC-II) war 
die bolivianische Regierung 2000 aufgefordert, partizipative 
Konsultationsprozesse zu initiieren, um eine nationale 
Armutsbekämpfungsstrategie für die Allokation der durch 
die Entschuldung freigesetzten Finanzmittel zu entwickeln. 
So entstand der im Jahr 2000 auf drei Monate angesetzte 
Diálogo Nacional. Die Ergebnisse der landesweit organisierten 
»Runden Tische«, die unter Beteiligung von Regierungs-
vertretern, politischen Parteien und zahlreichen zivilgesell-
schaftlichen Organisationen auf allen drei Staatsebenen ein-
berufen und von einem internationalen basket fund finanziert 
wurden, hatten jedoch keinen bindenden Charakter für die 
Regierung. Einige der durch den Nationalen Dialog identifi-
zierten Aspekte für eine effektive Armutsreduzierung flossen 
in die Bolivianische Armutsbekämpfungsstrategie ein. Der 
Einfluss der von den Runden Tischen ausgehenden Vor-
schläge blieb allerdings eingeschränkt durch die Tatsache, 
dass die fehlende Hierarchisierung der Themen und empfoh-
lenen Aktionen und deren allgemeiner Duktus großen Raum 
für »Übersetzungsarbeit« zuließen. Diese wurde von einem 
von der Regierung bestellten Expertenteam geleistet, das die 
endgültige Formulierung der Strategie – ohne die Beteiligung 
des Parlaments – gemeinsam mit der Gebergemeinschaft 
vereinbarte. Siehe hierzu kritisch: Hans-Joachim Spanger/ 
Jonas Wolff: Armutsreduzierung durch Demokratisierung? PRSP: 
Chancen und Widersprüche einer neuen entwicklungspolitischen 
Strategie, Frankfurt a. M.: HSFK, 2003 (HSFK-Report 6/2003).
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sion beitrugen,20 sind die indigenen Gruppen und 
Bewegungen heute zentrale Akteure inmitten der 
stark politisierten gesellschaftlichen Auseinanderset-
zungen Boliviens. Zwischen 1979 und 1996 war die 
indigene Bewegung in der Bauerngewerkschaft (Con-
federación Sindical Única de Trabajadores Campesinos de 
Bolivia, CSUTB) organisiert. Die Integrationskraft der 
Gewerkschaft nahm jedoch durch die Effekte der 
neoliberalen Strukturanpassungspolitik zunehmend 
ab. Spätestens mit dem landesweiten »Marsch für das 
Territorium und die Würde« 1991 traten die Indige-
nen als ein über die ethnische Identität definierter 
politischer Akteur mit soziökonomischen, kulturellen 
und territorialen Ansprüchen in der Öffentlichkeit 
auf. Das soziale Konstrukt indigener Identität wurde 
zum zentralen Bezugspunkt, aus dem die Indigenen 
Selbstbewusstsein bezogen. Das daraus resultierende 
höhere Mobilisierungspotential war entscheidend für 
die Konfliktdynamik, die sich in den neunziger Jahren 
zwischen dem Staat und den indigenen Bewegungen 
entfesselte. 
Fehlender Grundkonsens 
Bolivianische Experten erhoffen sich von der Verfas-
sungsgebenden Versammlung21 die Begründung eines 
neuen Sozialpakts.22 Die Forderungen der verschiede-
nen sozialen Bewegungen stehen aber in Widerspruch 
zueinander. Die stärkste politische Gruppe in der Op-
position, die 2005 entstandene Sammlungsbewegung 
»Demokratische Soziale Kraft« (Poder Democrático Social,
PODEMOS), angeführt vom ehemaligen Staatspräsi-
dent Jorge »Tuto« Quiroga (2001–2002), besteht aus 
einer Reihe zivilgesellschaftlicher und politischer 
Gruppierungen aus dem Osten des Landes (mit Zen-
trum in Santa Cruz). Das Bindemittel zwischen ihnen 
sind ihre Autonomiebestrebungen. Diese Gemeinsam-
keit trug sie im Juli 2006 zum Sieg im Referendum in 
den Departements von Beni, Pando, Santa Cruz und 
Tarija.
20  Eine Reihe von institutionellen Reformen trugen in den 
1990er Jahren zum Abbau der faktischen Exklusion der In-
digenen bei: Die Erziehungsreform führte die interkulturelle, 
zweisprachige Erziehung in indigenen Regionen ein. Das 
INRA-Gesetz von 1996 regelte den Besitz und die Nutzung von 
Agrarland und erkannte die Rechte der indigenen Völker und 
Gemeinden über ihre gemeinschaftlichen Territorien (Tierras 
Comunitarias de Origen, TCO) an. Im Zuge der Verwaltungs-
dezentralisierung und der Reform der Bürgerbeteiligung 
wurden »indigene Distrikte« errichtet, in denen die Bevölke-
rung nach der eigenen Kultur und Gewohnheit Aufgaben der 
Selbstverwaltung und -regierung übernimmt. 
21  Bei der Wahl zur Verfassungsgebenden Versammlung 
gewannen die MAS 53,7% und PODEMOS 23,5% der insgesamt 
255 Mandate. Die übrigen 22,8% teilten sich 14 weitere 
politische Gruppen, siehe die Website des Nationalen Wahl-
amts Corte Nacional Electoral de Bolivia, <www.cne.org.bo/>. 
22  Für die Arbeit der Verfassungsgebenden Versammlung 
wurden acht Themenbereiche festgelegt: 
1. Verfassungsprinzipien; 2. Pflichte, Rechte und Garantien; 
3. Gewaltenstruktur des Staates; 4. Autonomieregime und 
Dezentralisierung; 5. Umwelt; 6. strategische, nicht erneuer-
bare Naturressourcen; 7. Sozialordnung, Bildungs- und 
Gesundheitswesen; 8. Wirtschaftsordnung. 
23
Das Verfassungsprojekt der MAS, »Bolivien neu 
gründen«,24 zielt seinerseits auf eine neue politische 
und soziale Ordnung, in der liberal-repräsentative und 
direkt-partizipative Elemente miteinander kombiniert 
sind. Universell-individuelle Rechte sollen neben indi-
gen-kommunitarischen Rechten bzw. differenzierten 
Bürgerrechten gelten und geschützt werden. Unklar 
bleibt, wie diese sich in vielen Bereichen gegenseitig 
ausschließenden Komponenten harmonisiert werden 
sollen, etwa im Bereich der Justiz: Die MAS strebt hier 
die Anerkennung der indigenen Gerichtsbarkeit, des 
Gewohnheitsrechts, die Einrichtung kommunitari-
scher Konfliktlösungsmechanismen und die territo-
riale Autonomie indigener Völker an. Wie soll dies 
geregelt werden, wenn gleichzeitig der Schutz der 
Menschenrechte garantiert bleiben, Grundprinzipien 
des nationalen, positiven Rechts nicht verletzt werden 
und keine »staatsfreie Zonen« entstehen sollen? Wel-
ches Recht wird bei Konflikten zwischen »Indigenen« 
und »Nicht-Indigenen« den Vorrang haben? Die Vor-
stellung koexistenter, eingekapselter Lebenswelten 
ohne jegliche Überschneidung basiert auf einer sim-
plifizierenden, dualistischen Sichtweise und verkennt 
die Integrationsfunktion des Staates und seine Verant-
wortung für alle ethnischen und sozialen Gruppen. 
Herausforderungen der bolivianischen Demokratie 
Institutionen: Im Bereich der Institutionen gilt der 
Reformprozess noch nicht als abgeschlossen; vielfach 
mangelt es an der Realisierung der beschlossenen 
Neuerungen. Dort, wo sie umgesetzt wurden, fehlt es 
23  Zu den Ergebnissen des Autonomiereferendums siehe 
Tab. 4 im Anhang. 
24  Zum MAS-Programm für die Verfassungsgebende Ver-
sammlung »Refundar Bolivia« siehe <www.masbolivia.org/ 
mas/gobierno/pacpp.html>. 
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häufig an der notwendigen Fachkompetenz. Zugleich 
müssen die bereits reformierten Institutionen stabi-
lisiert und ihre Problemlösungskapazität erhöht wer-
den. Die Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit ist nicht 
nur eine Voraussetzung für die dringend erforderliche 
Entschärfung der gravierenden sozialen Probleme, 
sondern würde auch der (Output-)Legitimität der Demo-
kratie zugute kommen. Die politisch-administrative 
Dezentralisierung fand hauptsächlich auf der Ebene 
der Städte und Gemeinden statt. Nun sollen auch die 
Prefecturas als Verbindungsglied zwischen der lokalen 
und nationalen Ebene besser ausgestattet und poli-
tisch aufgewertet werden.25 Eine noch offene, in der 
Verfassungsgebenden Versammlung zu behandelnde 
Frage ist die der Staatsorganisation. Nach dem binden-
den Referendum vom Juli 2006, bei dem sich in den 
vier ressourcenreichen Departements des Ostens eine 
absolute Mehrheit für die regionale Autonomie aus-
gesprochen hat, müssen deren Geltungsbereich und 
Reichweite noch definiert werden. 
Akteure: Die bolivianische Zivilgesellschaft ist hoch 
mobilisiert und gut organisiert. Traditionell lässt sich 
in Bolivien eine hohe Wahlbeteiligung beobachten, 
wofür freilich gewiss auch die geltende Wahlpflicht 
verantwortlich ist.26 Zahlreiche Bürgervereinigungen, 
Nichtregierungsorganisationen (NROs), indigene 
Bewegungen und andere Basisinitiativen nehmen am 
politischen Leben aktiv teil, viele von ihnen bekom-
men finanzielle Unterstützung aus dem Ausland. Die 
zivilgesellschaftlichen Gruppen und Bewegungen 
könnten einen noch produktiveren Input für die Demo-
kratie leisten, wenn ihre Aktivitäten stärker an die 
Institutionen angebunden, ihre Partizipationsformen 
konstruktiver und ihre Forderungen gemäßigter 
wären und sie sich als Bereicherung, jedoch nicht als 
Ersatzstrukturen einer repräsentativen Demokratie 
verstünden. Dies gilt ebenfalls für die im Parlament 
vertretenen neuen Parteien und Bewegungen, die erst 
noch lernen müssen, verallgemeinerungsfähige Inter-
essen zu artikulieren und mit der Langsamkeit und 
dem graduellen Charakter von Veränderungen im 
Rahmen institutionalisierter Politikprozesse um-
zugehen. Bolivien braucht dringend eine funktionie-
rende intermediäre Ebene der Interessenaggregation 
und -vermittlung. 
25  Zwar werden seit 2005 die Prefectos in den Departements 
von der Bevölkerung direkt gewählt, die Mitglieder der Räte 
auf Departement-Ebene (regionale Ebene) werden aber weiter-
hin von den Stadträten (lokale Ebene) benannt. 
26  Die Wahlbeteiligung belief sich bei der Wahl zur Verfas-
sungsgebenden Versammlung auf rund 80% der registrierten 
Wähler. Deren Zahl betrug 3 713 345 (Gesamtbevölkerung: 
8 858 000). Die Nichterfüllung der Wahlpflicht zieht in 
Bolivien als Sanktion den Ausschluss vom Wahlregister nach 
sich, so dass die Wahlberechtigung für die folgenden Wahlen 
die erneute Registrierung voraussetzt. Zu den Wahldaten 
siehe <www.cne.org.bo>. 
Die politische und technische Kompetenz der Ak-
teure auf Regierungsebene kann als gering einge-
schätzt werden. Dies liegt zum einen daran, dass in 
Bolivien ein Elitentausch stattgefunden hat: Rund 
90 Prozent der Abgeordneten wurden 2005 zum ersten 
Mal ins Parlament gewählt und die Ministerien größ-
tenteils mit Vertretern sozialer Bewegungen besetzt.27
Die MAS kann ihre fehlende Erfahrung in der Regie-
rungsführung nicht voll durch ihre Erfahrungen in 
der Machtausübung im zivilgesellschaftlichen Bereich 
kompensieren. Zum anderen trieben die Gehalts-
senkungen in der Zentralregierung viele kompetente 
Fachleute zum Weggang.28 Andere Experten, die trotz 
der niedrigen Vergütung dienstbereit wären, werden 
aufgrund ihrer Kontakte mit dem »Establishment« 
bzw. ihrer früheren Zusammenarbeit mit den traditio-
nellen Parteien von vornherein abgelehnt. Auf diese 
Weise zieht sich die Regierung in die Isolation fach-
licher Inkompetenz zurück. 
Ordnungsvorstellungen: Über die zukünftige gesell-
schaftliche, ökonomische und politische Ordnung 
Boliviens vertreten die politischen Akteure ganz 
gegensätzliche Vorstellungen. Die MAS-Regierung 
sieht in der Verfassungsgebenden Versammlung den 
Geburtsort für ein neues Bolivien, in dem die indigene 
Mehrheit nicht nur die Regierung führt, sondern auch 
27  Die indigene Gewerkschafterin der Kokabauern Silvia 
Lazarte wurde als Kandidatin für die Präsidentschaft der 
Verfassungsgebenden Versammlung von der MAS gewählt. 
Ähnlich aufsehenerregend waren die Ernennungen von 
David Choquehuanca, einem Vertreter der Quechua/Aymara-
Elite und Mitglied der Gewerkschaft CSUTCB, zum Außen-
minister und Casimira Rodríguez, der ehemaligen Anführe-
rin der Gewerkschaft der Hausgehilfinnen, zur Justizministe-
rin. Die letztere Personalie wurde damit begründet, dass eine 
Expertin in Fragen der sozialen Ungerechtigkeit besser ge-
eignet für diesen Posten sei als eine Juristin, vgl. Internatio-
nal Crisis Group, Bolivia’s Rocky Road to Reforms, 3. Juli 2006, 
S. 4 (Latin America Report Nr. 18). 
28  Mittels des Dekrets Nr. 28609 wurden die Gehälter des 
Präsidenten um 57% (15 000 Bolivianos [Bol-$] = 1863 US-$) 
und des Vizepräsidenten und der Staatsminister (14000 Bol-$ 
= 1740 US-$), der Vizeminister (13 000 Bol-$ = 1615 US-$) und 
der Parlamentarier (10 500 Bol-$ = 1304 US-$) um 50% ge-
senkt. Beschäftigte anderer Institutionen (Wahlbehörde, 
Zentralbank, Streitkräfte etc.) sind von dieser Gehaltsreduzie-
rung insofern betroffen, als niemand im öffentlichen Dienst 
mehr verdienen darf als der Präsident. 
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die tatsächliche Macht innehat. Doch ein integrieren-
des Modell, das die nicht mehr wegzudenkende Reali-
tät der Indigenen als politischer Akteur und die Not-
wendigkeit einer inklusiven ökonomischen Entwick-
lung mit Umverteilungseffekten angemessen berück-
sichtigen würde, hat auch die Opposition mit ihren 
Hochburgen in den reichen Departements nicht parat. 
Die Erarbeitung eines solchen integrativen Konzepts 
demokratischen Zusammenlebens bleibt somit eine 
Herausforderung für Bolivien. Es wird nicht irgend-
welchen institutionellen Arrangements entspringen; 
vielmehr ist es selbst die Voraussetzung für die Stabi-
lisierung angemessener und gut funktionierender 
Institutionen. 
Sozioökonomische Rahmenbedingungen: Auch in Bezug 
auf den zu verfolgenden Entwicklungspfad bzw. die 
künftige Wirtschaftsverfassung sind die boliviani-
schen politischen und gesellschaftlichen Akteure stark 
polarisiert. Über Fragen der Agrarreform, der Kon-
trolle über die Energieressourcen und der wirtschaft-
lichen Rolle des Staates im Allgemeinen herrscht noch 
kein Konsens. Die langjährige makroökonomische 
Stabilität Boliviens geht mit einer beharrlichen sozia-
len Misere einher. Der mit der mangelnden Problem-
lösungsfähigkeit verknüpfte Trend einer sinkenden 
(Output-)Legitimität der Demokratie konnte durch den 
Ausbau der Partizipationsmöglichkeiten (Input-Legi-
timität) nicht gestoppt oder gar umgedreht werden. 
Ohne eine signifikante Verbesserung der materiellen 
Lage der Bevölkerung (Reduzierung der Armut und 
der sozialen Ungerechtigkeit) werden der soziale 
Friede und das demokratische System stets auf wack-
ligen Füßen stehen. 
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Deutschland 
Demokratieförderung als Politikziel 
Das erste explizite Positionspapier zur Demokratie-
förderung verfasste das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
im Jahr 2005.29 Darin wird die Förderung der Demo-
kratie zu einem eigenständigen Ziel deutscher Ent-
wicklungspolitik erklärt, da nur in einem demokra-
tischen Staat das Recht auf Entwicklung verwirklicht 
werden könne. Die Förderung von Demokratie »als 
Wert und als politische Ordnung« sieht das Ministe-
rium in engem Zusammenhang mit »den vier inter-
dependenten Zieldimensionen deutscher Entwick-
lungspolitik«: 1. mit sozialer Gerechtigkeit – aufgrund 
des integrativen und korrektiven Effekts von Demo-
kratie, 2. mit wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit – 
weil Demokratie eine wettbewerbs- und wohlstands-
fördernde Wirkung habe, 3. mit politischer Stabilität – 
wegen der Konfliktregelungsmechanismen, die das 
demokratische System bereithält, und 4. mit ökologi-
schem Gleichgewicht – da nur in einer Demokratie die 
Möglichkeit bestehe, Entscheidungen über Ressourcen 
transparent und partizipativ zu treffen. 
Ziel der deutschen Demokratieförderung ist es 
nicht, eine bestimmte Form von Demokratie durch-
zusetzen, sondern demokratische und rechtsstaatliche 
Prinzipien zu etablieren wie etwa den Respekt vor den 
politischen, bürgerlichen, wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Menschenrechten, das Recht auf poli-
tische Teilhabe, das Gebot der Nichtdiskriminierung 
und der Gleichberechtigung der Geschlechter, Rechts-
sicherheit sowie Transparenz und Rechenschafts-
pflicht. Letzteres verweist auf die enge Verbindung 
von Demokratie und good governance. In welchem 
Verhältnis diese beiden Ziele in der Konzeption des 
BMZ zueinander stehen, bleibt freilich sowohl in den 
Strategiepapieren des Ministeriums als auch in dessen 
Binnenorganisation und der Aufgabenstellung seiner 
Trägerorganisationen undeutlich. 
29  Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ), Förderung von Demokratie in der deut-
schen Entwicklungspolitik. Unterstützung politischer Reformprozesse 
und Beteiligung der Bevölkerung. Ein Positionspapier des BMZ, Bonn, 
Juni 2005 (BMZ-Spezial Nr. 124). 
Denn good governance bzw. »gute Regierungsfüh-
rung«, zu der das BMZ 2002 ebenfalls ein Positions-
papier verfasst hat,30 wird bisweilen als eine Kompo-
nente einer (mehrdimensional verstandenen) Demo-
kratie angesehen, bei der vor allem die Entscheidungs-
prozesse und -strukturen im öffentlichen Sektor im 
Mittelpunkt stehen. In diesem Sinne legt das BMZ den 
Schwerpunkt seiner Maßnahmen zur Förderung von 
good governance auf den Bereich der Staats- und Verwal-
tungsreform, und zwar insbesondere auf die Etablie-
rung rechtsstaatlicher Verfahren und auf capacity 
building bzw. institution building im öffentlichen Sektor. 
Das Ministerium sieht in dieser Form der Unterstüt-
zung von good governance eine indirekte Förderung von 
Demokratie, da die entwicklungspolitische Interven-
tion hier zunächst darauf abziele, die Kapazität und 
Leistung des Partnerstaats in politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Bereichen zu erhöhen. Direkte Demo-
kratieförderung umfasse hingegen jene Maßnahmen, 
die die Stärkung der Zivilgesellschaft und der demo-
kratischen Institutionen bzw. die Professionalisierung 
des politischen Systems zum Ziel haben. Die im Doku-
ment genannten Aufgabenfelder der direkten und 
indirekten Demokratieförderung sind aber nicht in 
jedem Falle mit dieser konzeptionellen Differenzie-
rung konsistent.31 So wird good governance des Öfteren 
neben Demokratie und Menschenrechten als eigen-
ständiger Bestandteil einer breiter angelegten »Ge-
samtagenda« verstanden, wobei der Begriff »Demo-
kratie« in dieser Trias in einem engeren Sinne auf den 
Beteiligungsaspekt bzw. die Input-Legitimität reduziert 
30  BMZ, Good Governance. Ein Positionspapier des BMZ, Bonn, Juni 
2002 (BMZ Spezial Nr. 44). 
31  Beispielsweise wird das Handlungsfeld »Förderung der 
Dezentralisierung« unter direkter und »Förderung der Demo-
kratisierung der Geschlechterverhältnisse« unter indirekter 
Demokratieförderung geführt. Ferner wird die Unterschei-
dung in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit nicht 
durchgehend aufrechterhalten. So zählt z.B. die Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit (GTZ) im Leistungsangebot 
Good Governance sowohl die Dezentralisierung und Entwick-
lung der kommunalen Selbstverwaltung als auch die Zivil-
gesellschaft, Menschenrechte und Demokratie unter die 
Förderbereiche. 
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wird. Zugleich wird im BMZ-Positionspapier zu good 
governance anerkannt, dass diese »ohne die Beachtung 
von demokratischen Grundprinzipien und Menschen-
rechten nicht möglich« sei. 
Eine Konkretisierung der Demokratieförderung im 
entwicklungspolitischen Bereich enthalten die Papiere 
zum Leistungsschwerpunkt »Demokratie, Zivilgesell-
schaft und Öffentliche Verwaltung«, für den das BMZ 
rund 9 Prozent (360 Mio. Euro) seines gesamten Haus-
halts bereitstellt. Die vorrangigen Aufgaben dieser 
Agenda sind Dezentralisierung und Kommunal-
entwicklung, Verwaltungs-, Rechts- und Justizrefor-
men sowie in zunehmendem Maße auch Korruptions-
bekämpfung.
Demokratieförderung in Lateinamerika 
In seinem »Lateinamerikakonzept 2000«32 erhebt das 
BMZ – neben der Bekämpfung der Armut und dem 
Umwelt- und Ressourcenschutz – die Modernisierung 
von Staat und Gesellschaft zu einem Schwerpunkt 
seiner Arbeit in der Region. Im Rahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit (EZ) will das Ministerium vor 
allem die Demokratisierung fördern, auf eine Verände-
rung der Rollen von Staat, Privatwirtschaft und Zivil-
gesellschaft drängen und sich für eine gute Regie-
rungsführung und die gleichberechtigte Teilhabe aller 
Gesellschaftsgruppen einsetzen. Hierzu gehört unter 
anderem das »Eintreten für die wirtschaftlichen, kul-
turellen und sozialen Rechte indigener Völker«.33
Verstärkt engagieren will sich das BMZ in Lateiname-
rika ferner bei der Förderung der Menschenrechte, 
dem Aufbau und der Weiterentwicklung selbsthilfe-
orientierter Strukturen, der Stärkung staatlicher Ord-
nungspolitik und demokratischer Kontrollmechanis-
men, der Verbesserung der Rechtssicherheit (durch 
Reformen im Justizbereich), der Förderung der Dezen-
tralisierung, der Gemeindeförderung und bei der 
Unterstützung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Landrechtssituation, das heißt des Rechts auf Besitz 
und Nutzung des Bodens. 
32  BMZ, Konzept für die entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit 
den Ländern Lateinamerikas, Referat 223, (Stand: 15.2.2000). Zur-
zeit beläuft sich die Zahl der Schwerpunktpartnerländer auf 
rund 40. In Lateinamerika zählen Bolivien, El Salvador, Hon-
duras, Nicaragua und Peru zu diesem Kreis. Weitere Partner-
länder in Lateinamerika sind Brasilien, Chile, Costa Rica, 
Dominikanische Republik, Ecuador, Guatemala, Kolumbien, 
Kuba, Mexiko und Paraguay. 
33  BMZ, Konzept zur Entwicklungszusammenarbeit mit indianischen 
Bevölkerungsgruppen in Lateinamerika, November 1996, und 
dass., Entwicklungszusammenarbeit mit indigenen Völkern in Latein-
amerika und der Karibik, Juli 2006 (BMZ-Konzepte 139). 
Demokratieförderung in Bolivien 
Im Mittelpunkt der deutschen EZ in Bolivien stehen 
die Themen »Wasserver- und Abwasserentsorgung«, 
»Nachhaltige Landwirtschaft« und »Verwaltungs- und 
Justizreform, Zivilgesellschaft«. Der letztgenannte, 
spezifisch politische Aufgabenbereich bildet den Rah-
men, in dem Deutschland Maßnahmen zur Demokra-
tieförderung im eigentlichen Sinne unterstützt.34
Allgemein zielt die deutsche Demokratieförderung 
in Bolivien auf die Stärkung der staatlichen Institutio-
nen (institutional capacity building) bzw. der gesetzlich 
verankerten Organisationen sozialer Kontrolle (civilian
policy training), die zugleich die Hauptpartner der deut-
schen Trägerorganisationen sind. Es handelt sich also 
vorwiegend um einen top-down-Ansatz. Die größte Auf-
merksamkeit gilt dabei der lokalen Ebene der Städte 
und Gemeinden, vor allem der armen, ländlichen 
Gebiete mit einer hohen Konzentration indigener 
Bevölkerung.35 Die Hauptmaßnahmen der deutschen 
staatlichen Akteure sind auf die Prozessbegleitung 
ausgerichtet: Sie leisten Unterstützung bei der Politik-
formulierung, bei der Umsetzung des finanziellen 
Kompensationssystems, bei der Erarbeitung von Ent-
wicklungsagenden und beim Monitoring von deren 
Implementierung. Eine der zentralen Zielsetzungen 
hierbei ist die Bekämpfung der Armut. Dies deckt sich 
mit dem Aktionsprogramm 2015 des BMZ36 und spie-
gelt sich in sämtlichen Programmen und Projekten 
dadurch wider, dass sie darauf ausgerichtet sind, die 
notwendigen (institutionellen) Rahmenbedingungen 
34  Diese drei entwicklungspolitischen Förderbereiche wur-
den zwischen der deutschen Regierung und der boliviani-
schen Regierung Bánzer im Juni 2001 vereinbart und in den 
Konsultationen vom Juni 2003 und Dezember 2004 mit den 
Regierungen Sánchez de Lozada und Mesa jeweils bestätigt. 
Die aktuellen Verhandlungen mit der Regierung Morales 
sind im Juni 2006 abgeschlossen worden. Die bisherigen 
EZ-Schwerpunkte wurden beibehalten. Ergänzt werden 
sollen sie künftig um technische und finanzielle Leistungen 
zugunsten der Verfassungsgebenden Versammlung. 
35 In diesen Regionen verdichtet vor allem der DED seine 
Leistungen, wobei hier auch NROs als Partner involviert sind. 
36 Mit dem Aktionsprogramm 2015 verpflichtet sich die 
Bundesrepublik, an der Verwirklichung der Ziele aktiv 
mitzuwirken, die in der  (2000), im 
 (2002) und im 
 (2002) genannt werden. 
Millenniumserklärung
Monterrey-Konsensus Aktionsplan von Johan-
nesburg
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für eine wirksame Reduzierung der Armut zu 
schaffen.
Schwerpunkt »Verwaltungs- und Justizreform, 
Zivilgesellschaft«
Laut BMZ setzt der spezifisch politische Förderbereich 
der deutschen EZ in Bolivien, der unter den Stich-
wörtern »Verwaltungs- und Justizreform, Zivilgesell-
schaft« zusammengefasst wird, »an einem der größten 
Entwicklungshemmnisse Boliviens an: den schwachen 
staatlichen Strukturen und Institutionen auf allen 
Ebenen«. Wie es weiter heißt, geht das Ministerium 
davon aus, dass »nur mit einer effizienten, funktionie-
renden Verwaltung, effektiven demokratischen und 
rechtsstaatlichen Strukturen und der Bekämpfung der 
Korruption und Politisierung aller Ebenen […] die 
Armut wirksam bekämpft werden« kann.37 Somit 
fügen sich die Bemühungen in diesem Schwerpunkt-
bereich zum einen in den tiefgreifenden Staatsmoder-
nisierungsprozess und zum anderen in die nationale 
Armutsbekämpfungsstrategie Boliviens (Estrategia
Boliviana de Reducción de la Pobreza, EBRP) ein.38
In angemessener Würdigung der Probleme diagnos-
tiziert das BMZ in Bolivien eine schwache, überbüro-
kratisierte und unterbezahlte öffentliche Verwaltung, 
die auf der zentralen, regionalen und kommunalen 
Ebene ineffizient ist. Die in einem sehr hohen Tempo 
erfolgte Übertragung von Kompetenzen und Haus-
haltsmitteln von der Zentralregierung auf die Ge-
meinden habe diese und die dort institutionell ver-
ankerten Interessenvertretungen sowie die Bürge-
rinnen und Bürger überfördert. Die Umsetzung der 
Reformen offenbare noch große Defizite. Nach wie vor 
müssten die Dezentralisierung vertieft und die Insti-
tutionen vor allem auf lokaler Ebene dringend pro-
fessionalisiert und gestärkt werden. Dies sei zugleich 
die Voraussetzung für die »überwölbende Aufgabe« 
(BMZ) der Armutsreduzierung, zu der sich das Minis-
terium mit seinem »Überregionalen Sektorvorhaben 
Armutsbekämpfung« verpflichtet hat.39 Im Einklang 
mit dieser Diagnose engagieren sich die Durchfüh-
rungsorganisationen der staatlichen EZ Deutschlands 
in Bolivien in erster Linie auf der lokalen Ebene in den 
ärmsten Regionen. 
37  BMZ, Bolivien, Länderbericht, Bonn, August 2003, S. 8. 
38  Die EBRP ist ein bolivianischer Plan zur Bekämpfung der 
Armut, der in einem Prozess des intensiven Dialogs mit der 
Zivilgesellschaft erarbeitet wurde (vgl. Fn. 19). Die EBRP-Stra-
tegie ist im Kontext der internationalen Entwicklungsziele 
(UN Millennium Development Goals) und der Entschuldungs-
initiative Highly Indebted Poor Countries II (HIPC-II) der Weltbank 
zu sehen, in die das Andenland im Jahr 2000 aufgenommen 
wurde. 
39  Vgl. z.B. Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit, 
Landesweites Monitoring von Strategien nachhaltiger Armuts-
bekämpfung / PRSPs, Eschborn, August 2004. 
Die Durchführungsorganisationen 
der deutschen EZ mit Bolivien 
An der Umsetzung der Entwicklungskonzepte 
Deutschlands in Bolivien arbeiten verschiedene 
Trägerorganisationen mit. Die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) konzentriert sich auf die För-
derung des dezentralen Finanztransfersystems 
(Nationale Kompensationspolitik) und beteiligt sich 
an geberübergreifenden Programmen. Der Deutsche 
Entwicklungsdienst (DED) verfolgt seinerseits in sei-
nem Schwerpunkt »Förderung der Zivilgesellschaft«40
das Ziel, die Mitwirkung der benachteiligten Bürger 
und Bürgerinnen an politischen Entscheidungsprozes-
sen und ihre Kapazitäten zur Analyse, Vermittlung 
und Konfliktbearbeitung zu stärken. Der DED will 
einen Beitrag leisten zum Aufbau demokratischer 
Strukturen, einer partizipativen Planungskultur und 
funktionierender Mechanismen der sozialen Kontrol-
le. Das Ziel ist eine transparente Munizipalregie-
rung.41 Die Deutsche Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ)42 hat in den letzten Jahren im 
Bereich »Verwaltungs- und Justizreform, Zivilgesell-
schaft« überwiegend Beratungsleistungen in den 
folgenden Fällen erbracht: bei der Reform des 
Erziehungswesens43, bei der Reform der Strafrechts-
ordnung,44 beim Aufbau des Amts der Ombudsper-
40  Weitere Förderbereiche des DED in Bolivien sind Kom-
munalentwicklung und lokale Wirtschaftsförderung, nach-
haltige Landwirtschaft und Ressourcensicherung. 
41  Zu diesem Zweck unterstützt der DED die lokalen Bürger-
vereinigungen, die Organizaciones Territoriales de Base (OTB)
(siehe Fn. 17) bei der Verwirklichung ihrer Rechte (mit Be-
tonung der Rechte von Frauen) und der Beeinflussung von 
Planungsvorhaben (Begleitung von Konsens-Vorschlägen) und 
koordiniert die Interaktion zwischen Munizipalregierungen, 
Basisorganisationen und anderen Institutionen. Regional am 
stärksten aktiv ist der DED im Norden von La Paz-Beni, in 
Chiquitania und Chaco-Tarija; zu den Aufgabenbereichen 
des DED in Bolivien siehe <http://bolivien.ded.de>. 
42  Die GTZ ist seit 1995 im BMZ-Auftrag als größte deutsche 
Entwicklungsorganisation mit einem Büro in La Paz ver-
treten. 
43  Hier geht es in erster Linie um die Einführung der 
bilingualen Erziehung (Spanisch/indigene Sprachen). 
44  Die GTZ unterstützte die Schulung von über 6000 Rich-
tern, Staatsanwälten, Polizisten etc. im neuen Strafprozess-
recht, subventionierte eine Informationskampagne hierüber 
und trug allgemein zur Finanzierung der Reform bei. Zur 
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son,45 bei der Institutionalisierung von Instanzen der 
sozialen Kontrolle46 und bei Maßnahmen zur 
Förderung der Partizipation von Jugendlichen. Das 
Programm »Dezentrale Regierungsführung zur 
Unterstützung der nationalen Armutsbekämpfungs-
strategie« (Programa de Apoyo a la Gestión Pública y Lucha 
contra la Pobreza, PADEP)47 stellt das größte Vorhaben 
technischer Zusammenarbeit in Bolivien – mit 
gegenwärtig 30 Kunden und 40 Projekten in vier 
Komponenten bzw. Themenbereichen48 – dar. PADEP 
operiert wie ein auf Staatsmodernisierung, Dezentra-
lisierung und Armutsbekämpfung spezialisiertes 
Beratungsunternehmen, wobei der Schwerpunkt auf 
der lokalen Ebene liegt. 
Auf nationaler Ebene leistet Deutschland darüber 
hinaus zurzeit technische Hilfe bei den Vorbereitun-
gen für die Verfassungsgebende Versammlung. Neben 
der herkömmlichen Prozessbegleitung unterstützt die 
deutsche EZ die Akteure auch bei der inhaltlichen 
Aufarbeitung der Themen. Diese Beratung bezieht sich 
unter anderem auf folgende Materien: Gleichstellung 
der Frau, Integration indigener kultureller Werte in 
die Verfassung, Vor- und Nachteile verschiedener 
Modelle eines föderalen Staatsaufbaus und Gestal-
tungsmöglichkeiten eines innerbolivianischen Finanz-
ausgleichs.
Die Europäische Union 
Demokratieförderung als Politikziel 
Seit dem Inkrafttreten des Vertrags über die Europäi-
sche Union (VEU) 1993 ist das Ziel, die Demokratie 
und den Rechtsstaat zu festigen und fortzuentwickeln 
und für die Wahrung der Menschenrechte einzutre-
ten, eine explizite Selbstverpflichtung der europäi-
schen Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP), die auch für den Bereich der Entwicklungs-
zusammenarbeit Geltung hat. Die späteren EU-Ver-
träge von Amsterdam (1999) und Nizza (2000) haben 
diesen Auftrag bekräftigt und weitere Mechanismen 
geschaffen, um ihn zu erfüllen. Die im Jahr 2000 ver-
kündete Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union richtet sich zwar in erster Linie an die EU-Insti-
tutionen und Mitgliedstaaten; aber auch im Politik-
feld Außenbeziehungen muss die Kommission in 
Übereinstimmung mit den Prinzipien der EU-Charta 
handeln. Dementsprechend beinhalten die Außen-
hilfeprogramme der EU (Phare, Tacis, MEDA, CARDS 
etc.)
Reform der Strafprozessordnung und die Rolle der GTZ hier-
bei siehe <www.ncppenalbo-gtz.org/>. 
45  Deutschland beteiligte sich u.a. an einer Korbfinanzie-
rung des Amts der Ombudsperson. 
46  Hier geht es um den »Fonds kleiner Maßnahmen zur 
Unterstützung sozialer Kontrolle« (Fondo de Pequeñas Medidas 
de Apoyo al Control Social, FACS). Damit werden Projekte zum 
Monitoring von Entwicklungsplänen und zur Ressourcen-
verwaltung auf lokaler Ebene finanziert. 
47  Die Laufzeit von PADEP begann offiziell am 1.1.2002, das 
Programm verfügte in vier Jahren (2002–2005) über Gesamt-
mittel in Höhe von 17 938 Mio. Euro. Zum PADEP-Programm 
der GTZ siehe <www.padep.org.bo>. 
48  Die vier Themenbereichen von PADEP sind 1. Dezentra-
lisierung, 2. institutionelle Reformen, Modernisierung der 
Verwaltung, 3. soziale Gerechtigkeit und 4. Interaktion von 
Staat und Zivilgesellschaft. 
49 nicht nur entwicklungspolitische, sondern auch 
demokratiefördernde Ziele. 
Ergänzend zu diesen Programmen, bei denen es im 
Wesentlichen um eine finanzielle, technische und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit geht und die über-
wiegend auf Regierungsebene abgewickelt werden, 
rief die Kommission 1994 die »Europäische Initiative 
für Demokratie und Menschenrechte« (European Initia-
tive for Democracy and Human Rights, EIDHR) ins Leben.50
49  Zu den Programmen der Europäischen Gemeinschaft für 
Außenhilfe zählen: Phare – Poland and Hungary: Aid for Re-
structuring of the Economies, ursprünglich nur für Polen und 
Ungarn, inzwischen für alle Beitrittsstaaten Mittel- und Ost-
europas; Tacis – Technical Aid to the Commonwealth of Independent 
States, für die Länder Osteuropas und Zentralasiens, ALA – Asia 
and Latinamerica, für die Entwicklungsländer im asiatischen 
und lateinamerikanischen Raum; MEDA – Mesures d’accom-
pagnement de réformes institutionnelles, für die Kooperation mit 
dem südlichen Mittelmeerraum; CARDS – Community Assis-
tance for Economic Reconstruction, Development and Stabilization,
für die Länder des ehemaligen Jugoslawien sowie Albanien. 
50  Unter dieser Bezeichnung wurden 1994 auf Initiative des 
Europäischen Parlaments sämtliche Haushaltslinien des 
Kapitels B7-70 (seit 2004 Kapitel 19.04.) zur Unterstützung 
von Maßnahmen in den Bereichen Menschenrechte, Demo-
kratisierung und Konfliktprävention zusammengelegt. Die 
Haushaltslinien dieses Kapitels sind: 19.04.03 (ex B7-7010) 
»Entwicklung und Festigung der Demokratie und des Rechts-
staats – Wahrung der Menschenrechte und der Grundfreihei-
ten«; 19.04.04 (ex B7-702) »Unterstützung der Tätigkeiten der 
internationalen Tribunale und der Einrichtung des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs«. Zwei Verordnungen des Jahres 
1999 legten den normativen Rahmen für den Einsatz von 
Finanzmitteln und für die Durchführung von Maßnahmen in 
diesem externen Förderbereich fest, zudem wurde ein Komi-
tee für Menschenrechte und Demokratie gegründet, das die 
Kommission hierbei unterstützt und im Juli 1999 seine 
Arbeit aufnahm. Diese Verordnungen sind: Verordnung (EG) 
Nr. 975/1999 des Rates vom 29.4.1999 zur Festlegung der 
Bedingungen für die Durchführung von Maßnahmen auf 
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Im Rahmen der EIDHR werden jährlich insgesamt 
rund 100 Millionen Euro für den Förderbereich 
»Demokratie und Menschenrechte« zur Verfügung 
gestellt, der seit der Verwaltungsreform der Auslands-
hilfe im Januar 2001 zusammen mit zwölf weiteren 
Themenfeldern51 von EuropeAid verwaltet wird.52
Die EIDHR erhebt den Anspruch, nicht nur ein 
Finanz-, sondern auch ein komplementäres Politik-
instrument der GASP zu sein. Sie soll ergänzend zu 
den verschiedenen länder- und regionalspezifischen 
Kooperationsprogrammen der Gemeinschaft auf inter-
nationaler und auf Staatenebene zur Verwirklichung 
von Zielsetzungen im Bereich der Menschenrechte, 
der Demokratisierung und der Konfliktprävention 
beitragen. Im Gegensatz zur bilateralen, staatlichen 
EZ bedarf die europäische Kooperation im Rahmen der 
EIDHR keiner Zustimmung der Regierung des betref-
fenden Landes. 
Die EIDHR hat ihren Schwerpunkt auf die Förde-
rung von NROs gelegt. Sie will damit deren Beitrag zur 
Stärkung der Zivilgesellschaft und zur Entwicklung 
der Demokratie anerkennen.53 Bei den Partnern der 
EU handelt es sich vor allem um internationale und 
lokale zivilgesellschaftliche Organisationen, zum Teil 
aber auch um internationale zwischenstaatliche Ein-
richtungen mit spezifischen Fachkenntnissen. So 
stehen beispielsweise selbst in Bereichen wie »Rechts-
staat und Institutionen« bzw. »Governance«, in denen 
es in erster Linie um staatliche Strukturen geht, 
Aktivitäten im Vordergrund, die in der Zivilgesell-
schaft das Bewusstsein für die Ausübung von Rechten 
schärfen sollen. Mit dem EIDHR-Instrument sollen 
zum Beispiel NROs darin unterstützt werden, Korrup-
tionsfälle aufzudecken und Monitoring-Systeme zur 
Überwachung der Staatsführung (Governance-Monito-
ring) zu etablieren.
dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit, die zu dem 
allgemeinen Ziel der Fortentwicklung und Festigung der 
Demokratie und des Rechtsstaats sowie zur Wahrung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten beitragen, und Ver-
ordnung (EG) Nr. 976/1999 des Rates vom 29.4.1999 zur 
Festlegung der Bedingungen für die Durchführung von 
anderen als die Entwicklungszusammenarbeit betreffenden 
Gemeinschaftsmaßnahmen, die im Rahmen der Gemein-
schaftspolitik auf dem Gebiet der Zusammenarbeit zu dem 
allgemeinen Ziel der Fortentwicklung und Festigung der 
Demokratie und des Rechtsstaats sowie zur Wahrung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in Drittländern bei-
tragen. Beide waren gültig bis zum 31.12.2004. Sie wurden 
novelliert durch Verordnung (EG) Nr. 2240/2004 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 15.12.2004 zur Ände-
rung der Verordnung (EG) Nr. 975/1999, und Verordnung (EG) 
Nr. 2242/2004 des Rates vom 22.12.2004 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 976/1999, gültig bis 31.12.2006. 
51  Die weiteren Themen sind: Wahlen, Migration, Unter-
stützung von NROs, Ernährungssicherheit, Umweltschutz 
und Forstwirtschaft, Antipersonenminen, Gleichstellung der 
Geschlechter, Gesundheit, Drogen sowie spezielle Koopera-
tionsangebote für die AKP-Staaten in den Bereichen Wasser- 
und Energiemanagement und Finanzdienstleistungen. 
52  Die EIDHR-Programmierung untersteht dem General-
direktor der Kommission für Auswärtige Beziehungen 
(DG Relex) in Absprache mit dem Generaldirektor für Ent-
wicklung (DG Dev), dem Generaldirektor für Erweiterung 
(DG Elarg) und EuropeAid. 
53  Zum Konzept der EIDHR siehe <http://ec.europa.eu/ 
comm/europeaid/projects/eidhr/eidhr_en.htm>. 
54
Demokratieförderung in Lateinamerika 
Bezogen auf Lateinamerika wird das EIDHR-Konzept 
parallel zum ALA-Programm55 verfolgt, das die finan-
zielle und technische Hilfe zugunsten derjenigen Ent-
wicklungsländer Asiens und Lateinamerikas, die keine 
AKP-Staaten sind, und die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit mit diesen regelt. Die ALA-Haushaltslinie um-
fasst die in den 1990er Jahren eingeführten horizon-
talen Mehrjahresprogramme ökonomischer, techno-
logischer und wissenschaftlicher Kooperation, die 
aber keine explizite demokratiefördernde Komponen-
te beinhalten.56
Zu den bevorzugten EIDHR-Kooperationsländern, 
sogenannten Fokusländern, in Lateinamerika zählen 
Guatemala, Kolumbien, Mexiko und Haiti. Auf der 
Liste der für thematische Kampagnen förderfähigen 
54  Rekrutiert werden die Partnerorganisationen der EU über 
drei verschiedene Wege: 1. Auswahl für sog. »zielgerichtete 
Projekte« (targeted projects), 2. Aufforderung zur Einreichung 
von Projektanträgen (call for proposals) und 3. Heranziehung zu 
Kleinstprojekten (microprojects) durch die Vor-Ort-Delegation 
der EU-Kommission. 
55  Rat der Europäischen Gemeinschaften, Verordnung (EWG) 
Nr. 443/92 des Rates vom 25.2.1992 über die finanzielle und technische 
Hilfe zugunsten der Entwicklungsländer Asiens und Lateinamerikas 
sowie über die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit diesen Ländern.
56  Die Mehrjahresprogramme ökonomischer, technologi-
scher und wissenschaftlicher Kooperation dieser Haushalts-
linie sind folgende: AlBan (Stipendienprogramm für Latein-
amerikaner in der EU), ALFA (América Latina Formación Académi-
ca, Hochschulkooperation), URB-AL (städtische Entwicklung), 
AL-INVEST III (Förderung von Investitionen und Handel), @LIS 
(Alliance for the Information Society), ALICE (América Latina Inter-
conectada con Europa, Aufbau einer Forschungsnetzwerk-Infra-
struktur), EUROsociAL (Soziale Kohäsion), EURO-SOLAR (Er-
neuerbare Energien), OBREAL (Observatorio de las Relaciones entre 
Europa y América Latina, Netzwerk von 23 akademischen Insti-
tutionen aus Lateinamerika und Europa). 
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Die Europäische Union 
lateinamerikanischen Staaten stehen darüber hinaus 
Bolivien, Brasilien, Ecuador, Kuba, Peru und Venezue-
la. Da die Europäer die Diskriminierung indigener 
Bevölkerungsgruppen, soziale Exklusion und Straf-
losigkeit als Hauptprobleme lateinamerikanischer 
Staaten identifiziert haben, genießen Kampagnen 
zum Thema »Förderung einer Kultur der Menschen-
rechte« und »Förderung von Gleichheit, Toleranz und 
Frieden« Priorität.57 Die Festigung der Demokratie und 
des Rechtstaats und die Wahrung der Menschenrechte 
und der Grundfreiheiten sind auch erklärte EZ-Ziele 
der »Programmierungsstrategie 2002–2006« für 
Lateinamerika58 und des »Regionalen Richtpro-
gramms 2004–2006« für die Andengemeinschaft.59
Demokratieförderung in Bolivien 
Im Länderstrategiepapier der Kommission zu Bolivien 
für die Jahre 2002–200660 wird die Förderung der 
Menschenrechte, der Demokratie, des Rechtstaats und 
von good governance zum Bestandteil der Bolivienpoli-
tik der EU erklärt. In Anbetracht der Notwendigkeit 
einer erfolgreichen Armutsbekämpfung ist für die 
Europäer dabei mehr und mehr die Stärkung der 
Staatskapazität Boliviens (institutional capacity building)
in den Mittelpunkt gerückt. Für die Zukunft empfiehlt 
die Kommission in ihrem Bolivien-Dokument, im 
Rahmen der Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 
größeres Gewicht auf die Prävention sozialer Konflikte 
zu legen. In diesem Zusammenhang wird empfohlen, 
die NROs bei ihrem Bestreben zu unterstützen, die 
Achtung vor den Rechten indigener Gemeinschaften 
zu erhöhen. Wie im »Regionalen Richtprogramm 
2004–2006 Andengemeinschaft« bezeichnet die EU 
schließlich auch in ihrem Bolivien-Strategiepapier die 
Förderung der Demokratie und der Menschenrechte 
als Querschnittsthema. 
57  In der EIDHR-Programmplanung 2005–2006 wurden vier 
weitere thematische Kampagnen festgelegt: 1. Förderung der 
Gerechtigkeit und des Rechtsstaats, 2. Förderung einer Kultur 
der Menschenrechte, 3. Förderung des demokratischen Pro-
zesses und 4. Förderung von Gleichheit, Toleranz und Frie-
den, wobei jeweils zwei Kampagnen für die Fokusländer 
ausgewählt werden, vgl. European Initiative for Democracy 
and Human Rights (EIDHR), Programming for 2005 und 2006,
6.12.2004, S. 25. 
58  Europäische Kommission, Regionale Programmierungsstrate-
gie Lateinamerika 2002–2006, April 2002, S. 6 und 13. 
59  Im Regionalen Richtprogramm 2004–2006 Andengemeinschaft 
wird im politischen Bereich im Kontext der EIDHR lediglich 
die Förderung der Menschenrechte (vor allem von Frauen 
und Kindern) hauptsächlich durch die Unterstützung von 
NROs als ein Querschnittsthema definiert. 
60  European Commission, Bolivia. Country Strategy Paper, 
Brüssel, 17.5.2002 (C(2002) 1875). 
In ihren Jahresberichten 2004 und 2005 unter-
scheidet die Delegation der Europäischen Kommission 
in La Paz drei verschiedene Ebenen der europäischen 
Entwicklungszusammenarbeit mit Bolivien: 1. Koope-
rationsprogramme mit der bolivianischen Regie-
rung,61 2. regionale (lateinamerikanische bzw. andine) 
Kooperationsprogramme (ALA-Programme), und 
3. Kooperationsprogramme mit lokalen NROs. Als 
Instrumente der Demokratieförderung können hierbei 
lediglich die Programme mit den NROs, und zwar im 
spezifischen Förderbereich »Regierung und Zivilgesell-
schaft«, angesehen werden, auf den 23 Prozent (2004) 
bzw. 24 Prozent (2005) der Finanzmittel für NRO-Pro-
jekte entfallen.62
Demokratieförderungspolitik im engeren Sinne 
betreibt die EU in Bolivien also lediglich im Rahmen 
der EIDHR. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf der För-
derung (der Einforderung) der Menschenrechte der 
zweiten Generation, also der wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Rechte – vor allem der Frauen und 
Indigenen. Die Kommission greift bevorzugt auf Maß-
nahmen zurück, die die NROs bzw. Interessengruppen 
stärken (advocacy capacity building). Sie unterstützt zum 
Beispiel häufig Ausbildungs- und Informationsveran-
staltungen. Dieser bottom-up-Ansatz ist allgemein dar-
auf ausgerichtet, die Zivilgesellschaft zu beleben, weil 
darin eine Voraussetzung gesehen wird für die Ent-
wicklung und Konsolidierung der Demokratie und des 
Rechtsstaats sowie für die Achtung der Menschenrech-
te und Grundfreiheiten. 
Das Andenprogramm für Menschenrechte 
und Demokratie 
Das Programa Andino de Derechos Humanos y Democracia
(PADHD), das im Zeitraum 2002–2005 implementiert 
61  Die europäischen Programme der Entwicklungszusam-
menarbeit mit der bolivianischen Regierung umfassen 
folgende Förderbereiche: 1. Soziale Sektoren (Wasser, Sanie-
rung, Gesundheit), 2. Alternative Entwicklung (Antidrogen-
politik), 3. Regionale Physische Integration (Infrastruktur), 
4. Ernährungssicherheit (ländliche Entwicklung), 5. Pilco-
mayo-Projekt (Entwicklung des Einzugsgebiets des Flusses 
Pilcomayo); siehe hierzu: Delegación de la Comisión Europea 
en Bolivia, Informe Anual 2005, La Paz, S. 9, und dies., Informe 
Anual 2004, La Paz. 
62  Die übrigen 77% (2004) bzw. 76% (2005) der Finanzmittel 
entfallen auf Projekte im Produktions- und Dienstleistungs-
bereich.
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Demokratieförderung in der Entwicklungszusammenarbeit 
wurde, kann als Konkretisierung der EIDHR für die 
Andenländer Bolivien, Ecuador, Kolumbien, Peru und 
Venezuela angesehen werden. Das Programm erstreck-
te sich auf zwei verschiedene Ebenen: Auf regionaler 
Ebene wurden zwei Programme durchgeführt, das 
»Andennetzwerk für Friedenjustiz und Gemeinschafts-
recht« (Red Andina de Justicia de Paz y Comunitaria, RAJPC) 
und das »Andenprogramm für Bildung und Informa-
tion über Menschenrechte« (Programa Andino de Forma-
ción e Información en Derechos Humanos, PAFIDH). Auf 
nationaler Ebene wurden fünf individuelle Länder-
programme umgesetzt, von denen im Folgenden nur 
das Länderprogramm Bolivien näher betrachtet wer-
den soll. Jedes dieser Programme wurde durch ein 
NRO-Konsortium abgewickelt und von einem Regio-
nalbüro mit Sitz in Bogotá bzw. einer nationalen 
NRO koordiniert. 
Regionale Programme und das 
Länderprogramm Bolivien 
Das RAJPC hatte die Förderung der Friedensjustiz und 
der Rechtsprechung nach dem Gewohnheitsrecht 
(justicia comunitaria) in indigenen Milieus als Alterna-
tiven zu den tradierten Mechanismen der Recht-
sprechung zum Ziel. Diese gemeinschaftlichen Rechts-
verfahren zur Konfliktlösung sollen auf der Grundlage 
der kulturellen Traditionen, des Wertesystems und in 
der Sprache der indigenen Gruppen praktiziert wer-
den und damit in der Regel kommunitarischen Prin-
zipien folgen. Dabei wird in Kauf genommen, dass 
eine derartige Rechtsprechung von der westlichen, am 
positiven Recht orientierten Jurisdiktion stark ab-
weicht, denn sowohl die Friedensrichter als auch die 
Gemeinschaftsjustiz lösen die Fälle ad hoc nach eige-
nem Gerechtigkeitsverständnis und nach Konsens-
kriterien. Die EU-Förderung von NROs, die in diesem 
Bereich aktiv sind, sollte zur Qualitätssteigerung der 
Beschlüsse und Urteile, also der Rechtssprechung 
nach dem Gewohnheitsrecht führen.63 Da die Frie-
densjustiz in Bolivien noch nicht implementiert ist, 
widmete sich die an diesem regionalen Programm 
beteiligte bolivianische Institution CEJIS (Centro de 
Estudios Jurídicos e Investigación Social) dem Schutz der 
Landrechte durch juristische und soziale Maßnah-
men, der Unterstützung der indigenen Gemeinschaf-
ten in ihrem Bestreben, Zugang zu natürlichen Res-
sourcen zu erhalten und diese nachhaltig zu nutzen, 
sowie der Stärkung des traditionellen Gewohnheits-
rechts unter indigenen Völkern, Bauern und Land-
losen. Das zweite regionale Programm, PAFIDH, för-
derte durch Seminare, Aufbaustudiengänge und ein 
Informationsnetzwerk die Aus- und Fortbildung »stra-
tegischer Akteure«, die sich für die Durchsetzung der 
Menschenrechte der ersten und zweiten Generation 
engagieren werden. Dies soll einen indirekten Weg 






63  Vgl. Red Andina de Justicia de Paz y Justicia Comunitaria, 
Boletín Nr. 1, <www.idl.org.pe/Publicaciones/boletines/ 
bol01.htm>. 
Das in Bolivien durchgeführte Länderprogramm 
(Programa País Bolivia, PPB) hatte das Ziel, die Sensibili-
tät der bolivianischen Öffentlichkeit für den außer-
ordentlichen Rang der Menschenrechte zu erhöhen 
und damit sozusagen einen Beitrag zur »Menschen-
rechtskultur« in der Gesellschaft zu leisten. Das mit 
einem Budget von einer Million Euro für einen Zeit-
raum von vier Jahren ausgestattete PPB wurde vom 
Konsortium »Equidad« (soziale Gerechtigkeit) koordi-
niert, das aus drei NROs und der staatlichen Ombuds-
person bestand. Entsprechend ihrem jeweiligen Profil 
setzten die beteiligten Institutionen verschiedene 
Schwerpunkte, die sie durch Forschungsaktivitäten, 
Ausbildungsangebote und Öffentlichkeitsarbeit 
verfolgten:
Die Coordinadora de la Mujer (gegründet 1984) star-
tete eine Kampagne, um die Geschlechtergerechtig-
keit und die bürgerlichen, politischen, ökonomi-
schen und kulturellen Rechte von Frauen auf die 
politische Agenda zu setzen und eine frauenfreund-
liche Gesetzgebung zu erreichen. 
Das Capítulo Boliviano de Derechos Humanos, Democracia 
y Desarrollo, ein Mitglied der 1992 gegründeten Plata-
forma Interamericana de Derechos Humanos, Democracia y 
Desarrollo, nutzte die Mittel für Untersuchungen zur 
Umsetzung internationaler Verträge für den Men-
schenrechtsschutz und für Angebote der Fach-
ausbildung und technischen Beratung vor allem 
hinsichtlich der ökonomischen, sozialen und kul-
turellen Rechte. 
Die Defensora del Pueblo (errichtet 1994) war die ein-
zige Regierungsorganisation im Konsortium. Das 
Amt der Ombudsperson organisierte eine Wander-
kampagne zur Verbreitung, Förderung und zum 
Schutz der Menschenrechte in den Tropen von 
Cochabamba, wo es zwischen den Polizei- und 
Militärkräften auf der einen und den Kokabauern 
auf der anderen Seite wiederholt zu Konflikten 
gekommen war. 
Die Fundación Tierra (gegründet 1991) legte ihren 
Schwerpunkt auf die Förderung der Menschen-
SWP-Berlin
Externe Demokratieförderung in Bolivien 
Oktober 2006 
20
Die Europäische Union 
rechte in den indigenen Gemeinschaften im Osten 
Boliviens. Sie setzte sich im Tiefland des Ostens für 
den Schutz der Landrechte ein und unterstützte 
Aktivitäten zur Sanierung der Regionen Santa Cruz, 
Beni, Chiquisaca und Tarija. 
Darüber hinaus wählte die EU im Juli 2006 im Rah-
men der EIDHR sieben Mikroprojekte aus, für die sich 
bolivianische NROs in den Themenbereichen »Förde-
rung einer Kultur der Menschenrechte« und »Förde-
rung der Gleichheit, der Toleranz und des Friedens« 
beworben hatten. Brüssel hat dafür insgesamt 605 035 
Euro bereitgestellt.64 Aufgrund der relativ hohen 
Standards der Wahlorganisation und des Wahlrechts 
in Bolivien betrachtet die Union die Unterstützung 
von Wahlen nicht als notwendigen Förderbereich. Die 
große politische Bedeutung der Wahl zur Verfassungs-
gebenden Versammlung und des Autonomiereferen-
dums 2006 hat die EU gleichwohl dazu bewogen, eine 
europäische Wahlbeobachtungsmission zu entsenden, 
die aber keine signifikanten Unregelmäßigkeiten im 
Wahlprozess feststellen konnte.65
64  Zu den von der EU seit Oktober 2006 geförderten Mikro-
programmen siehe <www.delbol.ec.europa.eu/ 
sp/ongs/ongs13.htm>. 
65  Zu den vorläufigen Ergebnissen der EU-Wahlbeobach-
tungsmission in Bolivien siehe <www.delbol.cec.eu.int/sp/ 
temporal/aviso17.htm>. 
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Die externe Förderung der Demokratie in Bolivien 
Die externe Förderung der Demokratie in Bolivien 
Institutional und Advocacy Capacity 
Building: angemessene Ansätze für Bolivien? 
Fasst man die zentralen Merkmale der deutschen und 
europäischen entwicklungspolitischen Strategie zur 
Förderung der bolivianischen Demokratie verglei-
chend zusammen, so lässt sich folgendes festhalten: 
Die Demokratieförderungspolitik Deutschlands 
wird im Rahmen eines Kooperationsvertrags mit dem 
Partnerland durchgeführt. Sie hat als Förderschwer-
punkt good governance und greift dabei überwiegend 
auf Instrumente der technischen Stärkung öffentli-
cher Institutionen (top-down-Ansatz), deren Handlungs-
kompetenz (institutional capacity building), und auf 
Maßnahmen der Prozessbegleitung auf lokaler Ebene 
zurück. Das Ziel ist die Schaffung günstiger Rahmen-
bedingungen für die Armutsbekämpfung. 
Der gemeinsame Nenner der regionalen Program-
me und des Länderprogramms Bolivien der EIDHR ist 
hingegen der bottom-up-Ansatz, bei dem Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft (NROs) im Mittelpunkt der 
Kooperation stehen. Dieses Vorgehen bedarf keiner 
Einwilligung des Partnerlands und zielt darauf, die 
Lobbyfähigkeit von Menschenrechtsorganisationen 
(advocacy capacity building) durch die Finanzierung von 
Ausbildungs- und Informationsveranstaltungen zu 
steigern. Der Ansatz ist also auf eine Stärkung der 
Zivilgesellschaft ausgerichtet (siehe die vergleichende 
Übersicht auf S. 23).
Kohärenz der Schwerpunktsetzung 
Sowohl Deutschland als auch die Europäische Kom-
mission setzen in Bolivien auf Kapazitätssteigerung 
(capacity building) der Kooperationspartner. Sie wenden 
somit Positivmaßnahmen an, das heißt, sie leisten finan-
zielle und technische Unterstützung, jedoch ohne 
(negative) Konditionalität. Hinsichtlich ihres Schwer-
punkts unterscheiden sich beide Strategien jedoch 
deutlich darin, dass Deutschland die Institutionen zu 
stärken sucht, während die EU hilft, den gesellschaft-
lichen Druck auf den Staat zu erhöhen. 
Systemisch betrachtet zielt der deutsche Ansatz vor 
allem darauf ab, die Output-Seite des politischen 
Systems, das heißt die Performanz von Institutionen, 
ihre Problemlösungskapazität, durch technische 
Prozessbegleitung zu stärken. Die Europäische Kom-
mission ihrerseits richtet ihre Zuwendungen nicht an 
schwache Institutionen, sondern an relativ starke 
Menschenrechtsorganisationen, die wiederum mit 
Mittlern bzw. Multiplikatoren arbeiten.66 Die Steige-
rung der Lobbyfähigkeit dieser zivilgesellschaftlichen 
Akteure bedeutet aber eine Vermehrung und Ver-
stärkung der Erwartungen, auf der Input-Seite des 
politischen Systems. Ungeachtet der Frage, ob es 
notwendig ist, sich in Bolivien für die Achtung bzw. 
die Verwirklichung der Menschenrechte einzusetzen, 
führt die Politik des advocacy capacity building in diesem 
Bereich zu einer Inflation von Forderungen und somit 
zu einer, wenn nicht zusätzlichen Belastung, so doch 
zumindest zusätzlichen Herausforderung für das 
politische System und seine Institutionen. Hierin 
besteht das Spannungsverhältnis, in dem sich die 
anscheinend »parallel verlaufenden« Demokratie-
förderungsansätze aufgrund ihrer unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzung auf der Input- bzw. Output-Seite
des politischen Systems befinden. 
Im größeren Kontext der internationalen Geber-
gemeinschaft in Bolivien stellen diese Schwerpunkte 
der deutschen und europäischen Demokratieförde-
rung keine Besonderheit dar. Die Stärkung staatlicher 
Institutionen und die Unterstützung der Zivilgesell-
schaft sind – neben der wenig ausgeprägten Zusam-
menarbeit mit politischen Parteien – zwei typische 
Strategien des entwicklungspolitischen Engagements 
im Andenland. Sowohl die deutschen als auch die 
europäischen Akteure der politischen EZ zeichnen 
sich jedoch dadurch aus, dass sie ein hohes Ansehen 
genießen. Die Abwesenheit identifizierbarer ökonomi-
scher oder (sicherheits-)politischer Eigeninteressen, 
die mit nationalen Traditionen oder bolivianischen 
66  Die Aktivitäten dieser NROs basieren auf dem Prinzip der 
Multiplikation, d.h. sie sind an Akteure gerichtet, die in 
bestimmten Regionen und Bevölkerungsgruppen als Multi-
plikatoren fungieren und z.B. weitere Veranstaltungen 
organisieren. 
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Institutional und Advocacy Capacity Building: angemessene Ansätze für Bolivien? 
Übersicht
Die deutsche und europäische Demokratieförderungspolitik im Vergleich 
Merkmale Deutschland Europäische Kommission 
Bezeichnung des 
Förderbereichs
Verwaltungs- und Justizreform, 
Zivilgesellschaft 
Demokratie und Menschenrechte 
Kooperationsrahmen unter Einwilligung des Partnerlandes ohne Einwilligung des Partnerlandes 
Ansatz Top-down Bottom-up
Schwerpunkt Förderung von Good Governance Förderung der Zivilgesellschaft 
Hauptinstrument Institutional Capacity Building Advocacy Capacity Building
Partner Staatliche Institutionen, offizielle 
Organisationen sozialer Kontrolle 
(vorwiegend der lokalen Ebene) 
Mittler, NROs 
















(Stärkung der Lobbyfähigkeit von 
Menschenrechtsorganisationen) 
Weitergehendes Ziel Armutsbekämpfung Kultur der Menschenrechte 
Interessen kollidieren könnten, macht sie zu glaub-
würdigen, relativ neutralen Partnern.67
Kontextsensibilität 
Bei der EIDHR handelt es sich um keine Strategie mit 
ausgesucht andinem oder bolivianischem Zuschnitt, 
sondern um ein in Brüssel erarbeitetes globales 
Konzept, das weder Charakteristika der Region noch 
der spezifischen Phase des Transitionsprozesses im 
Partnerland berücksichtigt. In den entsprechenden 
Ländern findet lediglich die Projektausschreibung 
statt.
67  Ein Streitpunkt könnte hier jedoch die Koka-Politik der 
Regierung Morales sein. Auch wenn deren Botschaft lautet 
»Weder null Koka, noch freier Anbau« bzw. »Ja zum Koka, 
nein zum Kokain«, ist nicht abzusehen, ob die Regierung sich 
an die von Deutschland und anderen internationalen Akteu-
ren geforderte quantitative Beschränkung des Pflanzen-
anbaus (lediglich für den traditionellen Konsum) halten wird. 
Was heute im Chapare angebaut wird, gilt als Überschuss, 
der in die Kokain-Produktion geht. 
68 So geht der europäische Ansatz verallgemei-
nernd davon aus, dass die Förderung von NROs die 
Zivilgesellschaft stärkt und dadurch zur Demokrati-
sierung beiträgt. Diese Ansicht mag sich aus den 
osteuropäischen Erfahrungen speisen bzw. für auto-
ritäre Systeme gelten. Für die gut organisierte, hoch 
politisierte und mobilisierte bolivianische Zivil-
gesellschaft scheint der EU-Ansatz aber im besten 
Falle überflüssig.69
Die Kontextsensibilität des deutschen Ansatzes, der 
auf einer adäquaten Problemdiagnose basiert, ist hin-
gegen höher als im europäischen Fall. Zur Kontext-
angemessenheit tragen zum einen der Rahmenkoope-
68  Siehe hierzu Tanja Börzel/Thomas Risse, One Size Fits All! EU 
Policies for the Promotion of Human Rights, Democracy and the Rule 
of Law, Manuskript für den Workshop on Democracy Promo-
tion, 4.–5.10.2004, Center for Development, Democracy, and 
the Rule of Law, Stanford University. 
69  Zu einer kritischen Analyse des Zusammenhangs zwi-
schen Zivilgesellschaft und Demokratisierung aus der Per-
spektive externer Demokratieförderung siehe Ivelin Sarda-
mov, »›Civil Society‹ and the Limits of Democratic Assistance«, 
in: Government and Opposition 40 (2005) 3, 379–402. 
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Die externe Förderung der Demokratie in Bolivien 
rationsvertrag, innerhalb dessen Förderbereiche mit 
dem Partnerland vereinbart werden, und zum ande-
ren der Umstand bei, dass das TZ-Hauptprogramm 
PADEP vor Ort entstanden ist und nach einigen Evalu-
ierungen angepasst wurde. Freilich stehen die große 
Zahl der Projekte und Kooperationspartner, die PADEP 
umfasst, sowie seine Komplexität in einem Span-
nungsverhältnis mit der angestrebten Kontext-
angemessenheit.70
Transferleistungen
Deutschland kann dank seiner Demokratieförderungs-
strategie im Zuge der Zusammenarbeit mit den Part-
nern – mit Bürgermeistern, Stadträten und den gesetz-
lich verankerten Organisationen sozialer Kontrolle 
wie den Aufsichtskomitees –, die technisch unter-
stützt werden, einen stärkeren Einfluss auf die ge-
meinsamen Vorhaben ausüben und weiterreichende 
Transferleistungen erbringen als die Europäische 
Kommission. Zum einen findet bei der deutschen EZ 
eine prozessorientierte Projektbetreuung statt: Ent-
sprechend dem Empowerment-Ansatz werden beispiels-
weise im Rahmen von PADEP Zielvereinbarungen mit 
den Partnerinstitutionen getroffen, die wiederum zu 
kurzfristigen Reformprojekten mit verifizierbaren 
»Meilensteinen« ausgearbeitet werden. Um die Fort-
schritte in den diversen Vorhaben zu verfolgen, wurde 
im Mai 2003 zudem ein Überwachungssystem (Moni-
toring-System, MIPADEP) geschaffen. Zum anderen 
arbeiten die deutschen Durchführungsorganisationen 
(GTZ, DED) als Personalentsendedienst auf Anfrage: Sie 
stellen ihren Kooperationspartnern europäische und 
in bestimmten Fällen auch einheimische Fachkräfte 
bereit, so dass aus den Transferleistungen auch über 
dieses Instrument ein Mehrwert erwächst. 
Die EU beschränkt sich hingegen fast ausschließ-
lich darauf, eine Finanzierungsquelle für Aktivitäten 
von NROs zu sein; weder werden europäische Kräfte 
entsandt noch lokale Entwicklungshelfer eingebun-
den. Dabei entsteht kein innovatives Programm. Von 
einem technischen Transfer berichten die am NRO-
Konsortium des EU-Länderprogramms Bolivien be-
teiligten Institutionen nur im Bereich der Verwaltung 
der Projekte, indem EU-Richtlinien für das Haushalts-
system und für die Projektüberwachung zum Teil für 
die eigene weitere Arbeit übernommen wurden. Die 
Bildung des Konsortiums war eine Voraussetzung für 
eine EIDHR-Finanzierung. So gründete sich der ge-
meinsame Antrag nicht auf einen von vornherein 
»gemeinsamen Plan«, sondern ergab sich aus der Zu-
sammenlegung von vier verschiedenen Vorschlägen, 
die die beteiligten Organisationen kompatibel zu 
machen und unter ein Rahmenthema zu fassen such-
ten. Dies führte zwar zu einer Standardisierung der 
Normen und Verfahren für die Durchführung, Ver-
waltung und Rechenschaftslegung gegenüber der 
Kommission, jedoch zu keiner Konzipierung bzw. 
(Mit-)Gestaltung spezifisch europäischer Prägung. 
Dieses Defizit hängt wiederum mit dem allgemein 
gehaltenen Duktus der EIDHR-Programmpapiere 
zusammen. Es verhindert jedoch, dass die Initiative 
ihren eigenen Anspruch erfüllen kann, ein gemein-
schaftliches strategisches und gehaltvolles EU-Politik-
instrument zu sein. 
70  Diese Aussage gilt auch nach der Reduzierung der PADEP-
Komponenten von zehn auf vier. Zu einer Bewertung des 
Programms siehe BMZ, Kurzfassung der Evaluierung »Dezentrale 
Regierungsführung zur Unterstützung der nationalen Armutsbekämp-
fungsstrategie« (PADEP), Bolivien, Bonn, November 2003. 
Angemessenheit der Ansätze und Erfolge 
Deutschland hat die Armutsbekämpfung in Bolivien 
zum Hauptziel erkoren und mit der gleichzeitigen 
Förderung von good governance die institutionelle 
Dimension von Entwicklung in den Fokus genommen. 
Die deutsche Strategie setzt auf institutional capacity 
building und civilian policy training, um im Kontext des 
bolivianischen Staatsmodernisierungsprozesses eine 
Ausrichtung der policies auf die Reduzierung der 
Armut zu fördern. Angesichts der niedrigen Output-
Legitimität der bolivianischen Demokratie, das heißt 
deren Unfähigkeit, die sozioökonomischen Probleme 
der Bevölkerung zu lindern, ist der Ansatz, die Leis-
tungsbilanz in politischen, sozialen und wirtschaft-
lichen Bereichen zu erhöhen, eine adäquate Antwort 
auf eines der Hauptprobleme der bolivianischen 
Demokratie.
Aufgrund der zentralen Rolle, die den Städten und 
Gemeinden im Rahmen der nationalen Strategie zur 
Armutsreduzierung (EBRP) und des Gesetzes zur 
Bürgerbeteiligung (z.B. im Konzept der »Produktiven 
Gemeinde«) zukommt, richten die internationalen 
Kooperationspartner ihr Augenmerk in starkem Maße 
auf die Kommunalebene. Die Regierungen Dänemarks, 
der Niederlande, der Schweiz, der USA und anderer 
Staaten sowie zahlreiche NROs haben sich mit vielen 
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Programmen an der Dezentralisierung und lokalen 
Entwicklung beteiligt.71 Mit ihrer Konzentration auf 
diese Gemeindeebene folgt die deutsche politische EZ 
nicht nur dem allgemeinen Trend, sondern sie kann 
auf diesem Gebiet auch ihren komparativen Vorteil 
nutzen, den sie dank ihres technischen Know-hows in
Fragen der Dezentralisierung besitzt, und die lokalen 
Regierungen und Verwaltungen sowie die Organisa-
tionen sozialer Kontrolle (Basisorganisationen und 
Aufsichtskomitees) in besonders kompetenter Weise in 
Prozessen der Organisationsentwicklung und des 
Managements unterstützen. Allerdings ist es wegen 
der Vielzahl der beteiligten externen Akteure und der 
Einflussfaktoren im Governance-Kontext sehr schwer, 
den Anteil der deutschen Politik an den Ergebnissen 
exakt zu ermessen. 
Die Grenzen der Wirksamkeit des deutschen Ansat-
zes zeigen sich jedoch an zwei Stellen: zum einen in 
dem Ausbleiben von Erfolgen auf dem Feld der gerade 
von Deutschland so betonten Armutsreduzierung. Die 
deutsche Strategie hat mit der harten Tatsache zu 
leben, dass Bolivien in den letzten zehn Jahren kaum 
Fortschritte im Entwicklungsbereich verzeichnen 
konnte. Der Anteil der Sozialausgaben an den gesam-
ten öffentlichen Ausgaben ist nicht gestiegen. Ab-
gesehen von einer leichten Verbesserung der sozialen 
Indikatoren, die sich im Human Development Index72 ab-
lesen lässt, konnte der negative Trend beim Lebens-
standard der Bevölkerung und beim Wohlstands-
gefälle nicht umgedreht werden.73
Zum anderen meiden die deutschen Akteure mit 
ihrer Fokussierung auf die unterste Ebene der Staats-
struktur zwar die konfliktreiche und instabile Ebene 
der nationalen bolivianischen Politik und können 
dadurch eine größere Kontinuität der Projekte und 
Kooperationspartner sicherstellen. Die ordnungs-
politische Debatte und die politischen Machtkämpfe 
finden heute aber auf der Bühne nationaler und regio-
naler Politik statt. Ferner bleibt der deutsche Ansatz 
durch seine Konzentration auf good governance sehr 
stark auf die Steigerung der Verwaltungseffektivität 
auf Kosten eines organischen, ganzstaatlichen Demo-
kratiebezugs beschränkt. In demokratischen Kontex-
ten sollte jedoch eine betont systemische Perspektive 
eingenommen werden, die nicht nur die Lösungs-
kapazität bei Sachfragen, sondern auch die (symboli-
schen) Integrationsleistungen von Institutionen im 
Auge behält. Die jüngst vereinbarte prozessorientierte 
und inhaltliche Unterstützung der Verfassungs-
gebenden Versammlung von Seiten der deutschen EZ 
ist hinsichtlich der Förderungsebene und des Instru-
ments ein erster Schritt in die richtige Richtung, näm-
lich weg von der Suche nach rein lokalen, technischen 
Lösungen für landesweite politische Probleme. 
71  Siehe hierzu Felipe Caballero/Mariano Valderrama, Des-
centralización, desarrollo regional y local y cooperación internacional 
en Bolivia, Lima, April 2003 (Documento de Trabajo Nr. 2). 
72  Zum Human Development Index siehe Tab. 3 im Anhang. 
73  Zur Armutsentwicklung siehe Tab. 1 und 2 im Anhang. 
Die Angemessenheit der europäischen Demokratie-
förderungsstrategie – Stärkung der Zivilgesellschaft 
durch Förderung von Menschenrechts-NROs – kann 
für den bolivianischen Fall stark angezweifelt werden. 
Inmitten der internationalen Kooperationslandschaft 
in Bolivien, in der diese lokalen Partnerorganisationen 
relativ gut positioniert sind,74 leistet die Kommission 
mit ihrem begrenzten Budget75 für die Finanzierung 
dieser Projekte keinen differenzierten Beitrag mit 
einem erkennbaren Mehrwert. Auch wenn in dem 
Andenstaat eine umfassende Praxis von Menschen-
rechten der zweiten Generation nicht etabliert ist, 
steigert diese Strategie vor dem Hintergrund sozialer 
Spannungen, politischer Polarisierung und mangel-
hafter sozioökonomischer Entwicklung die leicht zu 
enttäuschenden Erwartungen in der Gesellschaft. 
Bolivien stellt kein autoritäres System dar, das zum 
Zwecke einer Demokratisierung zunächst liberalisiert, 
womöglich destabilisiert werden müsste, sondern eine 
schlecht funktionierende, leistungsschwache und 
instabile Demokratie, die es zu konsolidieren gilt. 
Zudem ist heute »der Reformfaktor« an der Regie-
rung, so dass eine Erhöhung des Drucks »von unten« 
wenig angemessen erscheint. Präsident Morales und 
die Regierungspartei MAS sind das Produkt einer star-
ken, mobilisierten Zivilgesellschaft. Sie gewannen die 
Wahlen im Dezember 2005 vor allem deshalb, weil sie 
74  Der Haushalt der Coordinadora de la Mujer z.B. besteht zu 
80% aus Mitteln der internationalen Kooperation und zu 20% 
aus Mitgliedsbeiträgen und dem Verkauf von Dienstleistun-
gen. Im Falle der Fundación Tierra stammten die Gelder für die 
Projekte der Jahre 1991–2004 aus über 20 verschiedenen 
Quellen. Größtenteils handelte es sich um internationale 
NROs und Entwicklungsagenturen wie u.a. AOS (Schweiz), 
DFID (Großbritannien), Diakonia (Schweden), EED und GTZ 
(Deutschland), Ibis (Dänemark), ICCO und SNV (Niederlande), 
IDRC (Kanada), LWR (USA). Der Strategische Fünfjahresplan 
2001–2006 der bolivianischen Ombudsperson basierte auf 
einer Korbfinanzierung, an der zehn Akteure der internatio-
nalen Kooperation (aus Belgien, Dänemark, Deutschland, 
Großbritannien, Kanada, den Niederlanden, Schweden und 
der Schweiz) beteiligt sind. 
75  Beispielsweise betrug das Budget des Länderprogramms 
Bolivien eine Mio. Euro für einen Zeitraum von vier Jahren, 
verteilt auf vier Institutionen. 
SWP-Berlin
Externe Demokratieförderung in Bolivien 
Oktober 2006 
25
Die externe Förderung der Demokratie in Bolivien 
die Beseitigung einer Vielzahl faktischer ethnischer, 
politischer, sozialer und ökonomischer Diskriminie-
rungen breiter Gesellschaftssektoren forderten. Vor 
diesem Hintergrund sollten die externen Partner eine 
Demokratieförderungsstrategie verfolgen, die die 
politische Entwicklung und die Machtverhältnisse in 
Bolivien beachtet, und sich weniger an die zivilgesell-
schaftliche Opposition oder an die NROs wenden als 
an die Institutionen des Staates und die Partei in der 
Regierung, das heißt den momentan maßgeblichen 
change agent.76
Die offenen Flanken: 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
Bolivien ist heute tief gespalten entlang einer sozialen 
und einer regionalen Konfliktlinie mit jeweils ethni-
scher und ökonomischer Dimension. Im Andenland 
hat zudem ein Elitentausch stattgefunden: Ausdruck 
dieses soziopolitischen Strukturwandels sind die Zu-
sammensetzung des im Dezember 2005 neu gewähl-
ten Parlaments und die MAS-Regierung unter Präsi-
dent Evo Morales Aima, dem indigenen Gewerkschafts-
führer der Kokabauern, und Vizepräsident Álvaro 
García Linera, dem nicht-indigenen Vordenker des 
Indigenismo. Morales war der Protagonist der teils 
friedlichen, teils tumultuarischen Protestbewegungen 
der letzen drei Jahre, die bedingt durch die niedrige 
demokratische Leistungsfähigkeit und Repräsentati-
vität der Vorgängerregierung zur Unregierbarkeit des 
Landes führten und letztlich zur politischen Wende 
beitrugen. Die ehemals zivilgesellschaftlichen change
agents sind heute in der Regierung, im Parlament und 
in der Verfassungsgebenden Versammlung stark ver-
treten und verfügen – aufgrund der gegenwärtig 
guten makroökonomischen Daten Boliviens und des 
eindeutigen politischen Votums der Bürger – über 
einen großen Handlungsspielraum. Sie stehen jedoch 
vor der Herausforderung, in der zivilgesellschaftlichen 
und parteipolitischen Opposition den nötigen Kon-
sens für ihre auf Armutsreduzierung ausgerichtete 
Reformagenda zu finden. Darüber hinaus muss die 
Regierung Abstand nehmen von den Maximalforde-
rungen vieler sozialer Gruppen und Bewegungen, auf 
deren Unterstützung sie angewiesen ist. Bolivien 
braucht eine Politik, die zur regionalen, ökonomi-
schen, sozialen und ethnischen Integration führt. 
Solch eine Politik kann nur auf den Säulen der Bürger-
beteiligung und der Legitimität repräsentativer Insti-
tutionen gründen, im Rahmen eines soliden, funk-
tionierenden Staates. Die ersten neun Monate der 
MAS-Regierung, die im Diskurs und im Handeln nicht 
frei von hegemonialen, populistischen und revanchis-
tischen Zügen waren, lassen jedoch Zweifel an der 
Konsensfähigkeit ihres Projekts und an ihrem Ver-
mögen aufkommen, zur demokratischen Konsolidie-
rung in Bolivien beizutragen. 
76  Von den EIDHR-Vorhaben unberührt bleibt allerdings 
eines der im Länderstrategiepapier der Kommission (2002) 
(siehe Fn. 60) diagnostizierten Probleme Boliviens: die 
schwache Staatskapazität. Hier schlägt das Dokument 
Unterstützungsleistungen im Bereich der Institutionen-
stärkung (institutional capacity building) vor, was im Rahmen 
der EIDHR aufgrund ihrer Ausrichtung indes nicht erfolgt.
Vor diesem Hintergrund sollten sich die externen 
Akteure davor hüten, durch ihre Interventionen im 
Dienste der Demokratieförderung in Bolivien Effekte 
zu erzeugen, die den sozialen Konflikt, die politische 
Instabilität, die institutionelle Schwäche und die 
Überförderung des politischen Systems verschärfen 
könnten. Dies heißt nicht, dass die internationalen 
Partner auf den Status quo oder das »Einfrieren des 
Systems« setzen sollen. Vielmehr sollten sie Verände-
rungsprozesse unterstützen, die auf der Grundlage 
eines möglichst breiten Konsenses in der Gesellschaft, 
unter den Parteien und in der politischen Elite 
innerhalb eines institutionellen Rahmens graduell 
erfolgen. Ob die Verfassungsgebende Versammlung 
einen solchen Rahmen bieten und den Anstoß zu 
einem entsprechenden Integrationsprozess liefern 
wird, ist noch offen. 
Eine kontextsensible Demokratieförderungsstrate-
gie setzt zunächst das Bewusstsein darüber voraus, 
dass der externe Beitrag im Rahmen einer tief gespal-
tenen Gesellschaft, der es an einem ordnungspoliti-
schen Grundkonsens mangelt, nur begrenzt sein 
kann. Es ist an den bolivianischen Bürgerinnen und 
Bürgern, zu einem Projekt politischer, ethnischer und 
sozioökonomischer Inklusion zu finden. Die Bemü-
hungen der politischen EZ sollten daher darauf 
gerichtet sein, eine dynamische Balance zu fördern 
zwischen der Zivilgesellschaft und den politischen 
Institutionen, zwischen den Forderungen sozialer 
Gruppen und der Staatskapazität, zwischen Reform 
und Stabilität, zwischen der Regierung der Mehrheit 
und dem Schutz der (ethnischen und politischen) 
Minderheiten, zwischen Gemeinschaftswerten und 
individuellen Freiheiten sowie zwischen den divergie-
renden ordnungspolitischen Vorstellungen streitender 
sozialer Gruppen und Bewegungen. 
SWP-Berlin
Externe Demokratieförderung in Bolivien 
Oktober 2006 
26
Die offenen Flanken: Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
Unterstützung einer Konsensfindung 
Die Akteure der internationalen Kooperation in Boli-
vien klagen über eine gewisse Ratlosigkeit hinsichtlich 
der Richtung, die die Regierungspolitik einschlagen 
wird. Das Verschieben wichtiger nationaler Entschei-
dungen auf die Verfassungsgebende Versammlung 
hindert sie daran, ihre Unterstützungsleistungen an 
den Regierungskurs »anzudocken«. Bei den wenigen 
bereits getroffenen Entscheidungen (u.a. Verstaatli-
chung von Unternehmen im Rohstoffbereich, Agrar-
reform) gibt es noch nicht genügend Anhaltspunkte, 
wie sie konkret umgesetzt werden sollen. Die exter-
nen, um Demokratieförderung bemühten Partner soll-
ten dieses Zeitfenster bis zum Abschluss der Verfas-
sungsgebenden Versammlung nutzen, um durch 
Prozessbegleitung und die Bereitstellung eines thema-
tischen Angebots (zu Fragen der Staatsstruktur, der 
pluriethnischen Gesellschaftsverfassung, der Bedeu-
tung von Staatlichkeit etc.) die Entscheidungsfindung 
technisch und inhaltlich zu unterstützen. Dies setzt 
auf Seiten der deutschen und europäischen politi-
schen EZ sicherlich eine intensivere Auseinanderset-
zung mit Demokratiefragen aus einer bolivianischen, 
systemischen Perspektive voraus, um eine automati-
sche Übertragung deutscher bzw. europäischer Kon-
zepte zu vermeiden. Davon ausgehend gilt es, den 
politischen Dialog und den Konfliktaustrag zwischen 
der Regierung, den Parteien und den sozialen Be-
wegungen und damit den Prozess der Konsensfindung 
insgesamt zu unterstützen. Für die Ausübung dieser 
Moderatorenrolle verfügen Deutschland und die EU, 
aufgrund des hohen Ansehens, das sie als externe 
Akteure in Bolivien genießen, über einen kompara-
tiven Vorteil. 
Für die europäische Kommission bedeutet dies, dass 
sie unter Einbindung ihrer Delegation in La Paz erst 
einmal ein kontextsensibles Konzept von Demokratie-
förderung für Bolivien entwickeln und den Schwer-
punkt ihrer Strategie von der Unterstützung von 
Advocacy-Gruppen auf die Förderung von Institutionen 
und der innerhalb dieser Institutionen agierenden 
politischen Akteure verlagern muss. Die deutsche 
staatliche EZ sollte ihrerseits den Schwerpunkt ihrer 
Unterstützungsleistungen über die technische Stär-
kung der Verwaltungseffektivität auf lokaler Ebene 
hinaus auf eine intensivere Zusammenarbeit mit 
zentralen Akteuren der bolivianischen Politik auf dem 
Gebiet ordnungspolitischer Fragen legen. Ansatzweise 
geschieht dies bereits im Zusammenhang mit der 
Tätigkeit der Verfassungsgebenden Versammlung, es 
sollte jedoch in noch deutlicherer Weise zu den 
zentralen Komponenten des deutschen Demokratie-
förderungskonzepts gehören, das den fehlenden 
Grundkonsens bislang noch nicht angemessen als 
Konsolidierungshindernis in Bolivien berücksichtigt. 
Stärkung von Staatlichkeit 
Es gibt keinen Ausweg aus der Unterentwicklung und 
der politischen Instabilität infolge leistungsschwacher 
Institutionen ohne einen soliden, effizienten Staat. 
Stabilität und Staatlichkeit sind zwar keine hinrei-
chenden, doch notwendige Bedingungen für eine 
demokratische Konsolidierung mit Gemeinwohlorien-
tierung. Dezentralisierungsprozesse können zur 
Modernisierung und Leistungssteigerung des Staates 
und zur Armutsreduzierung sehr viel beitragen. Ihre 
tatsächliche Reichweite hängt aber nicht nur vom 
Grad des Ausbaus der lokalen Ebene ab, sondern auch 
von einer funktionalen und funktionierenden vertika-
len Verknüpfung zwischen den drei Staatsebenen und 
davon, ob der Zentralstaat seine unabdingbare doppel-
te Aufgabe als Integrationsinstanz und Umverteilungs-
agentur zwischen Regionen und Gesellschaftssektoren 
in einem sehr heterogenen Land adäquat erfüllt. 
Daher ist es besonders wichtig, die demokratieför-
dernden Unterstützungsleistungen auch an die Zen-
tralregierung zu richten. Auf dieser Ebene sollten – 
angesichts der prekären Fachkompetenz der Regie-
rungsmitglieder und deren ambivalenten Umgangs 
mit demokratischen Institutionen – im Rahmen eines 
politischen Dialogs nicht nur Hilfe angeboten, son-
dern auch der Respekt vor demokratischen Spielregeln 
gefördert und gefordert werden. In Anbetracht der 
tiefsitzenden Skepsis der MAS-Regierung gegenüber 
ausländischen Akteuren wird es notwendig sein, diese 
Kooperation vorsichtig und überlegt zu gestalten. 
Ferner zeichnet sich ab, dass die zurzeit schwach aus-
geprägte mittlere Ebene der Präfekturen im Verlauf 
der Diskussion über die Ausgestaltung der regionalen 
Autonomie politisch aufgewertet und damit für eine 
Demokratieförderungspolitik attraktiv wird. Einen 
Beitrag zur Stärkung von Staatlichkeit zu leisten wird 
aber gegebenenfalls bedeuten, manche notwendigen 
Reformen, die die herrschende institutionelle Vola-
tilität verschärfen könnten, zugunsten der Konsolidie-
rung der existenten Institutionen hintanzustellen. 
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Die externe Förderung der Demokratie in Bolivien 
Diese Vorgaben liegen weit außerhalb des Fokus des 
europäischen Ansatzes, berühren jedoch einen Aspekt 
(Stärkung der Staatskapazität), der auf der konzep-
tionellen Ebene der europäischen Länderstrategie 
2002–2006 zwar angesprochen, jedoch bislang auf der 
operativen Ebene nicht adressiert worden ist. Für die 
Verantwortlichen der überwiegend auf die lokale 
Ebene ausgerichteten deutschen Strategie empfiehlt 
es sich, die vertikale Dimension von Dezentralisierung 
und damit die zentralstaatliche Ebene stärker zu be-
rücksichtigen und die Angemessenheit der Förderung 
von weiteren Reformen in jedem einzelnen Falle zu 
überprüfen.
Stärkung der intermediären Ebene 
Die Vorliebe der internationalen Gemeinschaft für die 
Förderbereiche der good governance und Zivilgesell-
schaft hat die Zusammenarbeit auf der intermediären 
Ebene der Interessenaggregation und -artikulation in 
den Hintergrund rücken lassen. Unter den boliviani-
schen Bedingungen einer schwachen Problemlösungs-
kapazität des Staates und weitreichender Forderungen 
von Seiten einer stark mobilisierten Gesellschaft 
kommt aber politischen Parteien als »Puffer« und 
»Mittler« eine große Bedeutung zu. In diesen Funktio-
nen können Parteien von NROs (zivilgesellschaftlichen 
Organisationen ohne parlamentarische Vertretung 
bzw. mit einer auf spezifische Interessen beschränkten 
Repräsentativität) nicht ersetzt werden. Die deutsche 
staatliche EZ pflegt keine Kooperation mit politischen 
Parteien. Dieser Förderbereich wird traditionell von 
den politischen Stiftungen übernommen. Jedoch 
unterhält keine der in Bolivien vertretenen Stiftungen 
(FES, HSS, KAS) entwicklungspolitische Kontakte zur 
MAS. Die »Bewegung zum Sozialismus«, die nun als 
Regierungspartei notwendigerweise einen Verände-
rungsprozess durchlaufen wird, hat enge Verbindun-
gen zu anderen Organisationen und sozialen Grup-
pen. Es sollte geprüft werden, inwiefern auf dieser 
Ebene ein Weg der Annäherung gefunden werden 
kann. Denn der bescheidene Beitrag, den die Demo-
kratieförderung leisten kann, wird sich nur dann auf 
die bolivianische Demokratie positiv auswirken, wenn 
die Strategie externer Akteure der politischen Ent-
wicklung und der Veränderung der Machtstruktur 
im Land Rechnung trägt. 
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AA Auswärtiges Amt 
ADN Acción Democrática Nacionalista 
AP Aktionsprogramm 
AOS Ayuda Obrera Suiza (Schweiz) 
BMZ Bundesministerium für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
CEPAL Comisión Económica para América Latina y el 
Caribe 
CIM Centrum für Internationale Migration und 
Entwicklung 
CNE Corte Nacional Electoral 
COB Central Obrera Boliviana 
CSUTCB Confederación Sindical Única de Trabajadores 
Campesinos de Bolivia 
CV Comités de Vigilancia 
DED Deutscher Entwicklungsdienst 
DFID Department for International Development 
(Großbritannien) 
EBRP Estrategia Boliviana de Reducción de Pobreza 
(= PRS) 
EED Evangelischer Entwicklungsdienst e.V. 
EIDHR European Initiative for Democracy and 
Human Rights 
EK Europäische Kommission 
EU Europäische Union 
EZ Entwicklungszusammenarbeit 
FACS Fondo de Pequeñas Medidas de Apoyo al 
Control Social 
FES Friedrich-Ebert-Stiftung 
GASP Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
GTZ Deutsche Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit 
HIPC Highly Indebted Poor Country 
HSFK Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung 
HSS Hans-Seidel-Stiftung 
ICCO Interkerkelijke Organisatie voor 
Ontwikkelingssamenwerking (Niederlande) 
IDRC International Development Research Centre 
(Kanada) 
INRA Instituto Nacional de Reforma Agraria 
InWEnt Internationale Weiterbildung und Entwicklung 
GmbH
KAS Konrad-Adenauer-Stiftung 
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau 
LWR Lutheran World Relief (USA) 
MAS Movimiento al Socialismo (Bewegung zum 
Sozialismus) 
MDG Milennium Development Goals 
MIP Movimiento Indígeno Pachakuti 
MIPADEP Monitoreo de Impactos del PADEP 
MIR Movimiento de Izquierda Revolucionario 
MNR Movimiento Nacionalista Revolucionario 
NRO Nicht-Regierungsorganisation 
OAD Official Aid for Development 
OTB Organizaciones Territoriales de Base 
PADEP Programa de Apoyo a la Gestión Pública 
Descentralizada y Lucha contra la Probreza 
PADHD Programa Andino de Derechos Humanos y 
Democracia 
PAFIDH Programa Andino de Formación e Información en 
Derechos Humanos 
PODEMOS Poder Democrático Social 
PPB Programa País Bolivia 
PRS Poverty Reduction Strategy 
RAJPC Red Andina de Justicia de Paz y Comunitaria 
RPP Reforma Procesal Penal 
SAP Strukturanpassungsprogramm 
SNV Stichting Nederlandse Vrijwilligers (Niederlande) 
TZ Technische Zusammenarbeit 
UNDP United Nations Development Program
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